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Jgrchsuch ung in Wirtschaftsstrafsachen
Durchsuchung und Beschlagnahme von Beweistücken

sowie von Einziehungs- und Verfallsgegenständen

Vorbemerkung
Besonders die Praxis in Wirtschaftsstrafsachen wird

von der Erhebung von papierförmigen Beweisstücken

geprägt. Die Behandlung solcher Beweismittel ist nur in

§ 110 SIPO für das Ermiftlungsstadium der Durchsu-
chung speziell geregelt, so daß wegen aller sonstigen

Praxisprobleme auf die allgemeinen Vorschriften der §§
94 ff. StPO zurückgegriffen werden muß.

Der hiermit r,nrgelegte Aufsatz beraht auf drei
Arbeitspapieren, die einerseits im Zusammenhang mit
meiner Ausbildungstätigkeit ftir die Fortbildungskurse

"Betrug" und "Wirtschaftskriminalität" beim Landeskri-
minalamt Niedersachsen und andererseits aus meiner
Teilnahme an einem Arbeitskreis der Bun<i-Länder-
Kommission zur Computerunteßtütarng bei Umfangsver-
fahren entstanden sind.

Entspreche.nd unterschiedlich sind die Texle gefaßt
geweser und entsprechend unterschiedlich ist de.r Adres-

satenkreis gewesen: Der erste Te rt zu den allgemeinen
Regelungen zur Durchsuchung und Beschlagnahme rich-
tet sich ursprünglich an Polizeibeamte, die mit der
Bearbeitung von Betrugwerfahren befaßt sind. Es handelt
sich um keine wissenschaftliche Abhandlung, sondern um
eine Einführung in die Gesetzeslage einschließlich der

wenigen Rechtsprechuags- und Kcrnmentarpositionen,
die für die Praxis nach meiner Meinung von besonderer

Bedeutung sind.

Der zweite Text behandelt die Besonderheiten elek-
tronischer Daten und ihrer Verwertung im Strafrerfahren.
In ihn sind neben meinen Dezernatserfahrungen beson-

ders auch die Erfahrungsberichte von verschiedenen

Mitarbeitern der Datenverarbeitungsgruppe des LKA
Niedorsachsen eingeflossen. Die Urfassung hat sich sonrit
mel$ an ein Fachpublikum aus dem Bereich der Justiz

und der mit EDV-Problemen besonders befaßten Fachleu-
te der Polizei gerichtel.

Vor der Abfassung des abschliellenden dritten Teils
über die Beschlagnahme von Einziehungs- und Verfalls-
gegenständen habe ich lange Zeit;rurückgeschreckt, weil
es sich, so meine ich, um eine äußerst komplizierte und
formell fehlerträchtige Materie handelt. Dieser Text ist
wie der erste Tert als Schulungspapier fiir Polizeibeamte

gedacht gewesen.

Die drei genaruten Texte habe ich für ihre vorliegen-

de Fassung zwar sachlich überarbeitet, nicht aber an

einen einheitlichen (wissenschaftlichen) Standardoder an
einen begrelzten Adressatenkreis angepaßt. Hätte ich das

gewollt, so hätte ich einen unmäßigen Aufivand betreiben
müssen. Dennoch glaube ich, daß die Texle sowohl den
interessierten Juristen wie auch den Polizeibeamten
Anstöße und Hinrveise geben können, weil es bei der
praktischen Arkit regelmäßig mehr auf eine allgemeine
Darstellung nnd nicht auf die Lösung spezieller Detail-
probleme ankonmt.

Für Hinweise auf Fehler, die ich selbstverständlich
nicht auszuschließen lerrnag, oder flir Verbesserungs-
vorschläge wäre ich dankbar.

Dieter Kochheim
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{. Durchsuchung und Beschlagnahme

Die §§ 94 ff. StPO regeln die Zwangsmaßnahmen zur
Sicherung und Erlangarg yor Beweisen, Verfalls- und

Einziehungsgegensfänden, zur Ergreifung des Beschul-

digten - und im Fall des § llla SIPO - zur Vorwegnah-
me yon Urteilsfolgen. Ergärztwerden diese Vorschriften
um die Regelungen zur Rückgewinnungshilfe (§§ 111b

tr srPo)

Alle genannten Fälle stellen Eingriffe in den grund-

rechtlich geschützten Frivatirereich des Beschuldigten

oder dritter Personen dar. Dies zwingt in jedem Fall auch

zur Abwägung zwischen der Eingriffsintensit-ät und dem

Vorgehen einerseits sowie der Bedeutung der Ermitt-
lungshandlung andererseits, also zur Anwendung des

Verkältni smäßigkeits grundsaEes.

Zu den Begriffen:

Die Einsichtnahme in Räumlichkeiten oder sonstige

Sachen ist solange keine Durchsuchung, wie sie freiwil-
lig gestattet wird. Ilurchsuchung ist nur die zwangswei-

se Inaugenscheinnahme rum Zweck des Auffindens von
Gegenständer1 die der Beschlagnahme unterliegen.
Nachschau ist die Iaaugenscheinnahme, die

ausschließlich dem Auffinden des Beschuldigten dient (§
103 Abs. 1 S. I StPO).

Jede Entgegennahme von Beweismitteln durch die
Polizei ist eine amtliche Inverwahrnahme, also eine

Sicherstellung. In jedem Fall sollte deshalb ein Ver-
zeichnis äber die sichergestellten Gegensüirde angelegt

werden. Eine Beschlagnahme findet nur bei der nicht
freiwilligea Herausgabe statt und stellt eine zwangswei-

se. formliche Sicherstellung und damit eine Überführung
des Gegenstandes in den amtlichen Gewahrsam dar.

Beschlagnahmefühig sind nur solche Gegenstände, die

eine potentielle Beweisbedeutung haben. Das heißt, daß

der Gegenstand grundsätzlich zu Untersuchungszwecken
verwendet werden kann und hieruu geeignet ist. Bei der
Inverwahrnahme braucht aber die Beweisführung im
einzelnen noch nicht feststehen. An einer Beweisbedeu-

tung fehlt es nur dänn, wenn voraussehbar ist, daß es zu
keinem Gerichtwerfahren kommen wird. Damit ist eine

Beschlagnahme auch nicht ausgeschlossen, soweit noch

behebbare Verfahrenshindernisse bestehen, wie z.B. bei
fehlendea Strafanträgen.

Unterzurhung ist das gesamte Ermittlungs- urd
Strafrerfahren mit Ausnahme der Yollstreckung.

Eiae "Sicherstellung in anderer WJise" (§ 94 Ab6. 1

Strc) erfordert eine fürmliche Beschlagnahme, So

können Grundstücke, Gebäude uad Rliume durch Absper-

rung, Versiegelung und einem Verbot zum Betreten
gesichert werden. ,{uch sonstige Gegsnstände können

z.B. durch ein Verbot zur Herausgabe, Vernichtung oder
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Verfügung in "anderer Weise" sichergestellt werden.
Hingeeen ist bei Schriftstücken die Anfertigung von
Ablichtungen gegen Herausgabe des Originals ein
Sicherstelluagsersatz (Sicherstellungssurrogat) und kei-
ne §icherstellung in anderer Weise.

f .1. Durchsuchungsvoraussetzungen
Die §§ 102 und 103 StPO gestatien die Durchsuchung

von Wohnungen, Büiumen, Person und Sachen des

Verdächtigen oder anderer Personen.

Dabei setzt die Durchsuchungsanordnung gegen den
Ver&iclrtigen nach § 102 StPO voraus, daß aufgrund
bestimmter Anhaltspunkte die lVahrscheinlichkeit be.
steht, daß eine bestimmte Straftat hereits begangen
xurde und nicht bloß straflos vcrbereitet worden ist. Es
reicht der einfache Tatverdacht aus, so daß es in diesem
Fall nicht erforderlich ist, den Betroffenen formell als
Beschuldigten zu behandeln (vergleichbar der Verdäch-
tigeneigenschaft nach § 55 StPO, die aber bereits eine
Belehrung über das Auskunftwerweigerungsrecht erfor-
derlich macht). Um einen formellen Beschuldigten
handelt es sich erst, wenn gegen ihn das Ermittlungsver-
fahren von der Polizei oder von der Staatsanwaltschaft

fürmlich eingeleitet xurde. Nur dann, wenn eine Strafan-
zeige drer ein Strafantrag vorliegt, muß der bezeichnete
Verdächtige auch von vornherein als Beschuldigter
behandelt werden.

Solange eine Mehrzahl von Verdlichtigen besteht,

unterliegt zum Beispiel die "informatorische Befragung"
(am Unfallort, in einer Firma oder Behörde zur Feststel-

lung der "Verantwortlichen") den Anforderungen einer
Zeugenvernehmung. Seit dem Beschluß des BGH vom
27.A2.ß92 - 5 StR l90l91 - sind jedoch erhöhte
Anforderungen an die Belehrung (§§ 136 Abs. I S. 2

i.V.m. 163a Abs. 4 S. 2 SIPO) gesetzt worden: Ist der

Vernehmung des Beschuldigten, so heil}l es in den

Leitsätzen, durch einen Polizeibeamten kein Hinweis
darauf l,orausgegangen, daß es dem Beschuldigten frei-
stehe, sich zu der Beschuldigung zu äußern oder nicht
zur Sache auszusagen, so därfen Äußerungen, die der
Beschuldigte in dieser Vernehmung gemacht liat, auch
nicht verwertet werden. Dies gilt aber nicht, werm
feststeht, daß der Beschuldigte sein Recht zu schweigen

ohne Belehrung gekannt hat, wenn der nicht von einem
Rechtsanwalt verEetene Angeklagre vom Gericht belehrt
wird, wenn der verteidigte Angeklagle in der Hauptver-
handlung ausdrücklich der Verwertung zustimmt oder ihr
nicht bis zu dem in § 257 SIPO genannten Zeitpunld
widersprochen hat (unmittelbar nach Vernehmung der
Polizeibeamten, die über den Vernehmungsinhalt aussa-

gen).
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Durchsuchungsgrund
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r-\ Verdächtiger
KJ § 102 SIPO

Unbeteiligter
§ 103 SIPO

Verdacht oo
Es müssen Anhaltspunkte

dafür bestehen,
- daß eine Straftat begangen wurde
- und daß der Verdächtige als Täter
oder Teilnehmer in Betracht kommt

Es besteht der Anfangsverdacht
für eine Straftat

Konkrete Tatsachen rechtfertigen
nach kriminalistischer Erfahrung,

daß am Durchsuchungsort Beweis-
mittel gefunden werden können

Erfolgserwartung oo
Konkrete Tatsachen rechtfertigen
die Erwartung, daß am Durchsu-

chungsort bestimmte Beweis-
mittel gefunden werden können.

Fär den Inhalt des Durchsuchungsbeschlusses oder

der Durchsuchungsanordnungbei Gefahr in Yerang folgt
daraus, daß zwar immer ein dwch tatsächliche Anhalts-
punkte begrtindeter Tatverdacht bestehen muß, der
Tatvorwurf gegen den Verdächtigen aber noch nicht im
einzelnen konkretisiert werden braucht oder durch andere

Berrueismittel belegt ist. Es empfiehlt sich aber in den

meisten Fällen. zu Beginn der Durchsuchrurg den Grund

der Maßnahme und eine allgemeine Belehrung über das

Schweigerecht voramehmen. Dies ist in den Akten zn

vennerken, damit später keine Zweifel darnber entstehen.

Einer wiederholten Belehrung bedarf es hingegen nichl.

Die weitere Voraussetzung ist, daß Anhaltspunkte
nach kriminalistischer Erfahrungen die Vermutung recht-
fertigen, daß der Zweck der Durchsuchung erreicht
werden kann. Dabei ist der "Zweck der Durchsuchung"
vom Untersuchungsgegenstand bestimmt und darauf
beschränkt, welche Beweismittel nach kriminalistischer
Erfahrung bei dem Verdächtigea im Zusammenhaag mit
der TaL wegen der die Ermittlungen eingeleilet wurden
und für die man konkrete Anhaltspunkte hat, gefunden

werden könnten. Zur bloßen Ausforschung ader allein
mit dem Ziel, Zufallsfunde zu erreicherL darf die

Durchsuchung nicht durchgeführt werden.

Die D*rchsuchung bei dem unbeteiligten Dritten
gemäß § 103 Strc stellt strengsre Anfordenurgen als die
Durchsuchung bei dem Vsrdlichtigen. Zu ihrer Anord-
nung reichen nicht nur die kriminalistischen Erfahrungs-
werte aus, daß die Durchsuchung Erfolg haben wird,
sondern es müssen tatsächliche Anhaltspunkte daftir
vorliegea, daß bestimmte Beweisgegenstände (oder der
Beschuldigte, nicht nur Verdächtige) beim Betroffenen
zu finden sind.

Eine Durchsuchung bei strafunmündigen Personen,

also bei Kindern vor vollendetem 14. Lebensjahr oder
bekanntermaßen infolge Krankheit nicht zurechnungs-
fühigen Personen, ist nur unter den strengeren Vorausset-
zungen des § 103 SIPO zutässig Ähnliche Einschrän-
kungengelten auch für Abgeordnete: Eine Durchsuchung
gemäß § 103 SIPO beim tatunverdächtigen Abgeordneten
ist (genauso wie die Beschlagnahme) uneingeschränkt
erlaubt, die him Verdächtigen nur unter den strengen
Voraussetzungen des § 103 StPO und dannerlaubt, wenn
die Beschränkungen des ArL 46 Abs. 1 GG nicht
durchgreifen.

Die Durchsuchung von Wbhnungen, Geschäft sräumen
und befriedeten Besitztiimern darf gemäß § 104 SIPO
grundsätzlich nicht zur Nachtzeit erfolgen, es sei denn,
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sie dient der Verfolgung auf frischer Tat, znt Wiederer-
greifung eines Gefangenen oder ist wegen Gefahr im
Verzug geboten. Nach einer Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts darf eine schon begonnene Durchsu-

chung während der Nachtzeit fortgesetzt rverden. Diesel-

be Entscheidung bestimmt aber auch, daß die Durchsu-

chungea so frtihzeitig begomen uerden sollen, daß sie

erfahrungsgemäß bis zur Nachtzeit abgeschlossen sein

werden.

Zufallsfunde dürfen gem?iß § i08 SIPO gleicher-

maßen beim Verdächtigen wie beim Unverdächtigen

beschlagnahmt werden. Die Voraussetzung ist nur, daß

diese Gegenstände auf die Verübung einer anderen

Straftat hindeuten; diese muß noch nicht im einzelnen
koakretisierbar sein.

Besondere Bestimmungen enthält § 103 Abs. 2 SIPO.

Die Räume, in denen der Beschuldigle ergriffen wurde

oder die er während der Verfolgung betreten hat, dürfen
mit dem Zwec/r<, Beweismiftel zu sichern, auch durch-
sucht werden, ohne daß konl«ete Anhaltspunkte für das

Vorhandensein bestimmter Beweismiftel vodiegen
müssen; das Ziel darf sich daraufbeschränken, Personen

aufrufinden, die als Zeugen in Betracht kommen.

Nur zum Zweck des Auffindens rron Beschuldigten,

die einer Straftat nach § 1294 SIGB oder einer dort

bezeichneten Straftat verdächtig sind, dürfen auch ganze

(aus mehreren Wohnungen bestehende) Gebäude nach §

103Abs. I S.2 StPO durchsucht werden. In diesem Fall
ist die Beschlagnahme von Zufallsfunden ausgeschlossen.

Werden aber Gegenstände gefunden, die als Beweismittel

fiir eine kcnkrete andere Straftat von potentieller

Anodnungsbefugnis
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einzuhalten. § 81d SIPO, wonach körperliche Untersu-
chungen einer Frau, die das Schamgefiihl der Frau
verletzen können nur voll einer Frau (oder einem Arzt)
durchgeflihrt werden düLrfen, gilt auch für die körperliche
Durchsuchung nach §§ 102, 103 StPO. Grundsätzlish
dürfen andererseits auch nur Männer von Männern
körperlich untersucht werden. Zur Durchführung der
körperlichen Durchsuchung därf im Zweifel auch

körperlicher Z*vang angeweadet werden und wem es

geboten erscheint, darf der Betroffene auch kurzfristig
festgenommen und auf der Wache durchsucht werden.

1.2. Durchsuchungsanordnung

Grundsätzlich werden Durchsuchungen yom Gericht
angeordnet. Bei Durchsuchungsbeschlüssen, in denen

zugleich mit der Durclisuchungsanordnung auch die
Beschlagnahme bestimmt wird, ist zu beachten, daß nur
solche Gegenstände beschlagnahmt werden können, die
individuell und unverwechselbar sowie vollständig be-

schrieben werden können. So ist zrvar ein bestimmter
Kraffahrzeugbrief oder eine bestimmte Vertragsurkunde
im voraus individualisierbar, nicht aber die nicht näher
beschriebene "Firmenbuchführung". Ist die Beschlag-
nahmeanordnung unbestimmt, so ist sie auch unwirksam.
Im Zweifelsfall muß der Durchsuchungsbeamte aus

eigener Anordnungsbefugnis prüfen, ob Gefahr im Ver-
zug besteht, und die Beschlagnahme zum Abschluß der
Durchsuchung selber bestimmen.

Bei Gefahr im Verzug sind die Staatsanwaltschaft

oder ihre Hillsbeamten avch nx Anordnung der Durch-
suchuag berechtigt (§ 105 I StPO). Gefahr im Verzug
besteht nach dem eigenen pflichtgemäßen Ermessen des

B eweisbedeutung
sind, so kann gemäß

§ 94 StPO deren Be-
schlagnahme ange-
ordnet werden (2. B.
bei "herrenlosen"
Schußwaffen, Tatbeu-
te, BtM).

Die körperliche
Durchsuchung der
Person des Unver-
dlichtigen ist ebenso

zulässig wie die des

Yerdächtigen. Fär
weitergehende Spu-
rensicherungen sind
dis Voraussetzungen
der gg 81a (körper-
liche Untersuchung).
8lb (erkennungs-
dienstliche Behand-
lung) und 81c SIPO

r=Nt-lt= Richter

I

V
im

P)
erzugGefahr V

\,,,,
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Beamten dann, wern eine riehterliche Anordnung nicht
eingeholt werden kann, ohne daß der Zweck der
Maßnahme geftihrdet wird.

Keiner Anordnung bedarf es, wenn sich der Betroffe-
ne der Maßnahme freiw.illig unterzieht. Eiae
ausdrückliche, eindeutige und aus freiem Entschluß

erteilte Einwilligung macht auch die Anordnung
körperlicher Untersuchungen enlbehrlich und ermöglicht
gesundheitsbeeirträchtigende Eingriffe (§§ 81a, 8lc
stPo).

Bei Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung
sollte, wie bei allen anderen strafurozessualen

Maßnahmen auch. erfragt werden, ob sie freiwillig
geduldet werden.

1.3. Durchführung der Durehsuchung

Der gerichtliche Durchsuclrungsbeschluß darf auch

noch nach Ablauf erheblicher Zeit vollzogen werden,

sofern die nvischenzeitlich erhobenen Berveise keine

andere Sachbeurteilung zulassen. Insovreit ist die Staats-

anwaltschaft auch berechtigt, den Durchsuclungs-
beschluß gar nicht zu vollziehen. Dieses Ermessen gilt
nicht für Hilfsbeanrte und auch nicht fiir Durchsuclmngs-
beschiüsse, die das Gerichi nach Erhebung der Anklage
im Zwischen- oder Hauptverfahren erläßt.

Nach Beendigung der Durchsuchung ist der Durch-
suchuagsbeschluß verbraucht. Für eine weitere Durchsu-
chung muß ein neuer erwirkt werden.

Durchsuchungen yon Wohnungen, Gebäuden und
befriedeten Besitztümern sollen, sofern kein Rishter odsr

Staatsanwalt (auch Amtsanwälte, nicht aber Wirtschafts-
referenten) anwesend ist, im Beisein eines Gemeindebe-

amten oder von zwei Gemeindebewohnern (die keine
Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft und auch nicht der
Betroffene selber sein dürfen) durchgeführt werden.

Diese Bestimmung des § 105 Abs. 2 SIPO ist keine reine

Formvorschrift, sondern eine "wesentliche
Förmlichkeit" der Durchsuchung, die a*ch dem Schutz

der Beamten vor unberechligten Vorwürfen dient,
"Unmöglich" ist die Zuziehung von Zeugen, wenn der
eintretende Zeitverlust den Erfolg der Durchsuchung
rereiteln wärde. Auf die Zuziehung kann der Betroffene
wirksam verzichten. Nach einer Mindermeinung bedarf
es aber auch des ausdrüLcklichen Verzichts des Durchsu-

chungsbeamten. Im Zweifelsfall sollter. also Durchsu-

chungszeugen auch z:uge;zogen werden, wenn der Betrof-
fene auf ihre Anwesenheit verzichtet.

Nach § 106 Abs. 1 SIPO darf der Inhaber der zu

durchsuchenden Räume oder Gegenstände der Durchsu-
chung beiwohnen. Ist er abuesend, so ist nach Satz 2

dieser Vorschrift - wenn moglich - ein Vertreter oder

err».achsener Angehöriger usrv. zuzuziehen. Diese Form-
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^rr., Keine "Svstematische Suche nach Zu-

|)o fatlsfundän"

e
e

a

+
a

*

E

a
f

*ö.

§tichwort e zu{ Durchsuchun g

Kein Durchsuchungsbeschluß gemäß §
102 SIPO gegen Kinder oder Schuld-
unftihige

Keine Durchsuchung zur Nachtzeit und
rechtzeitiger Beginn

Wird die Durchsuchung ohne Richter
oder ohne StA durchgeführt, so sind als
Zeugen 1 Gemeindebeamter oder 2 Ge-
meindebewohner hinzuzuziehen

Gomputerdaten sind bei der Durchsu-
chung genau so wie Schriftstücke zu
hehandeln

Belehrungen sollen zum Durchsu-
chungsgrund, zu den gesuchten
Gegenständen und zu Aussage- cder
Auskunftsverrffeigerungsrechten erfol-
gen

Der Betroffene hat ein Anwesenheits-
recht bei der Durchsuchung. Es ist ihm
oder einem erwachsenen Angehörigen
zu ger rähren. Je nach Lage der Situation
soll ihm Gelegenheit zur Benach-
richtigung seines Anwalts gegeben
werden

Die Aushändigung des Beschlusses ist
nicht zwingend, meistens aber sinnvoll

Störer können abgewiesen oder sogar
zur Wache gebracht werden

Der Kontakt aller Anwesenden zur
Außenwelt kann verboten werden, so-
lange die Gefahr besteht, daß dadurch
die Maßnahme gefährdet würde

d

,t... Weder der Beschuldigte noch sein An-'f 
f waft haben ein Anwesenheitsrecht, so-

weit die Durchsuchung bei anderen
durchgeführt wird

O Unbestimmte Beschlagnahmeanord-

ü nungen des Richters im Durchsu-
chungsbeschluß sind unwirksam

f,
s
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Vorbereitung

n Vorbereitung: Durchsuchungsbeschluß,
PIanung, Personaleinsatz

,,t Durchsuchungsbeginn:
Betreten des geschutzten Bereichs
ggf. nach Beiziehung eines Schlüsseldienstes

Wird die Durchsuchung freiwillig gestattet ?

nein:
reckung des Beschlusses, keine Zwangsmittel

eigene Anordnung des StA oder Polizisten

ft
6
Vollst

Ja.

vorschrift ist im Gegensaa zu § 105 Abs. 2 SIPO keine
zwingende, sondern eine Ordnungworschrift .

Ist der Beschuldigte der inhaber, kann er sich von
seinem Verteidiger vertreten lassen, Verzichtet der
Vertreter, brauchen keine weiteren Personen z\gezogen
werden. Stört der Inhaber, Vertreter usw., so kann er
enfemt und "wenn möglich" durch eine der anderen
Personen ersetzt werden. Ist der Beschuldigte nicht der
Inhaber der Wohnung, so haben weder er noch sein

Verteidiger ein Anwesenheitsrecht.

Gegen Störer bei Amtshandlungen kann der Beamte
gemäß § 164 StE die Festnahme anordnen, bis die
Amtshandlung beendet ist (nicht aber über den
nächstfo§enden Tag hinaus). Störer haben ihr Anwesen-
heitsrecht bei Durchsuchungen verwirkt. Reichen weni'
ger einschneidende Maßnahmen aus, müssen diese
zunächst angewendet werden.

Nur dem Unverdächtigen steht nach § 106 Abs. 2

SIPO das Recht rq äber den Zweck der Durchsuchung
informiert zu werden. Wird daduch der Unters*chungs-
zweck nicht geführdet, sollte auch dem Verdiichtigen der
Durchsuchungvweck mitgeteilt werden. Ein Recht auf
die Aushändigung des Durchsuchungsbeschlusses besteht
nicht.

Zur Durchsicht von Papieren eegen den Willen des
Betroffenen ist nur die Staatsanwaltschaft berechtigt (§

110 Abs. 1 Strc). Oh:re Einwilliguag ist die Durchsicht,
d.h. die inhaltliche Prüfung von Schriftstücken darauf, ob
sie beschlagnahmt oder zurückgegebeu werden scllen,
auch die sogenannte "Grcbsichtung", unzulässig. Hilfs-
beamte, die die Durchsuchung ohne einen Staatsanrvalt
durchf,ihreq dürfen insoweit Schriftstücke nur nach
äulhren Mertrsralen (Au{bewahrungsort, Ordnerbeschrif-
tung Betreffaagabe im Schreiben) danach aussondem, ob
eine inhaltliche Auswertung durch den Staatsanwalt
geboten erscheint.

In diesen Fällen ist nach § 110 Abs. 2 und 3 SIPO zu
verfahren: Die ausgesonderten Schriftstücke werden in
einen verschlossenen Umschlag genommen und bei
größeren Mengen in einen Karton. Der Umschlag wird
sodann von der Polizei versiegelt und der Betroffene ist
berechtigt, seinerseits einen Siegel anzubringen. Vom
Staatsanwalt ist sodann eia Termin zur Sichtung zu
bestimmen, an dem der Betroffene teilnehoen darl, aber
nicht teilnehmen muß. Der Sichtungstermin kann im
Bliro des Staatsanwalts genauso durchgeführt werden wie
ia anderen Räumen, z.B. denen der Polizei. Bei der
Sichtuns kann sich der Staatsanwalt der Polizeibeamten.
Dolmetscher und Sachverständigel (2.B. Wirtschaftsrefe-
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Durchsuchungsablauf

Durchsuchung in Wirtschaftsstafsachen

N' Durchsuchung durchführen

Zufallsfunde
§ 1CI8 SIPO

Sichtung
Behandlung

alle anderen
Beweisstücke

Protokoll und
Sicherstel I u ngsverzeich n is

Urschrift für die Akten
Durchschrift für den Betroffenen

En @
Schriftstücke
§ 110 SIPO

Wird die Sichtung
gestattet ?

netn:
oberflächliche

lnaugenscheinnahme,
"Eintüten & Siegeln",

gesonderte Sichtung
in Anwesenheit

des StA

§^
gesuchte

Gegenstände

I

IV
und
r wie

llr0l r=iv \J l-l

renten oder EDV-Sachständige) als "Sichtungshelfer"
bedienen. Nicht als Sichtungshelfer, wohl aber als

fachkundige Auskmftspersonen können hieran (wie zu
der Durchsuchung im übrigen auch) Mitarbeiter des

Anzeigeerstatte:s oder Geschädigten hirrugezogen wer-
den. Nach dem Abschluß der Sichtung werden die als

Beweismittel benötiglen Schrifrstäcke in eia Sicherstel-

lungsprotokoll atrfgenommen und sichergestellt oder
notfalls vom Staatsanwalt beschlagnahmt.

Bei der vorläufigen Sicherstellung nach § 110 S1PO

hanrielt es sich noch nichl um eine ftirmliche Beschlag-
nahme nach den allgemeinen Regeln der SIPO, sondern
um eine vorübergehende amtliche Inverwahrnahme zur
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Sicherung des ordnungsgemäßen Abschlusses der Durch-
suchung. Während der Sichtung nach § 110 SIPO dauert

die Durchsuchung an, so daß der Betroffene in der
Zwischenzeit eine gegea die Durchsuchung gerichtete

Beschwerde erheben kann.

Nach § 107 SIPO muß dem Betroffenen auf Verlan-
gen (sollte aber auch ansonsten regelmäßig) eine schrift-
liche Mitteilung über den Grund der Durchsuchung

ausgestellt werden. Dabei würde bereits die abstrakte

Angabe des Durchsuchungszwecks reichen (Auffinden
von Beweisgegenständen). Dem Verdächtigen ist inso-
fern auch eine Mitteilung über die zugrunde liegende
Struftat zu machen. Diese Mitteilung braucht keine
konkreten Einzelheiten enthalten. Darüber hinaus ist auf
Verlangen eine Aufstellung der beschlagnahmten

Gegenstände oder eine Negativbescheinigung zu erstel-
len. Ftir die Akten muß auf jedem Fall ein genaues

Verzeichnis über die sichergestellten Gegenstände erstellt
rverden {§ 109 StPO). Eine Durchschrift hiervon genügt

den Anforderungen des § 107 SIPO. Die Gegenstände

selber sind ebenfalls "durch amtliche Siegel oder in
sonst geeigneter $'eise" zu kennzeichnen.

{.4. Beschlagnahme
Jede "amtliche Inverwahrnahme" von Beweismitteln

ist eine Sicherstellung. Äuch wenn z.B. im Rahmen einer
Vernehnrung ein Zenge Unterlagen vorlegt, die als

Originale oder Ablichtungen zu den Ak1en genommen

werden, sollte deshalb eine Niederschrift i.S.v. § 109

StN angefertigt werden (dient im wesentlichen der
Al«enklarheit).

Nach § 94 SIPO können alle als Beweismittel
bedeutenden Gegenstände für die "Untersuchung" si-
chergestellt werdea und unterliegen in dem Fall, daß sie

nicht freiwillig herausgegeben werden, nach § 94 Abs. 2
SIPO der Beschlagnahme. § 95 Abs. 1 StPO bestimmt als

weniger einschneidendes Mittel eine Herausgabepflicht
und flir den Fall der Weigerung die Anordnung von
Zwangsmitteln (Ordnungsgeld und Erzwiagungshaft) ent-
sprechend § 70 StPO.

"Beweismittel" sind alle beweglichen oder unbeweg-

iichen Sachen, die unmittelbar oder mittelbar für die Tat
oder die Umstjinde ihrer Begehung Beweis ettringen.
Dazu gehören bewegliche Sachen jeder fut (auch

Magnetbänder und sonstige Datenträger) und unbewegli-
che Sachen (auch Leichen, Leichenteile, Föten, Prothe-
sen), also inhaltlich Tatbeute, Tatwerkzeuge, Tatprodukte
und Taträume sowie Beweismittelträger, von denen die
Beweise nicht oder nu: schwer getrennt werden können
(2.E}. Kleidung mit Blut oder Sperma).

Insbesondere bei schriftlichen Unterlagen ist aus

Gründen der Verhältnismäßigkeit zu prüfen, ob auf

Durchsuchung in Wirtschaftsstafsachen Dieter Kochheim

Kosten des Betroffenen eine Ablichtung als Sicherstel-
luagsersatz zu fertigen ist. Im Zweifelsfall sind die
Origirale sicherzustellen.

Nach § 96 SIPO sind auch Behörden zur Herausgabe
der bei ihnen verwahrten Akten und Schriftstücke
verpflichtet. Erfolgt von deren obersten Dienstbehörde
kein Sperrvermerk und wird die Herausgabe gleichwohl
verweigert, darf im Einzelfall auch die Beschlagnahme

und zu deren Ausfühnrng die Durchsuchung angeordnet
werden (die Durchsuchung ist gemäß § 103 SIPO auch
zulässig, soweit der BeschuldiSe oder nicht von der
Behörde verwahrte Gegenstände gesucht werden).

Zeugniwerweigerungsberechtigte Personen sild auch
nicht zur Herausgabe verpflichtet, können also auch nicht
nach § 95 Abs. 2 StPO zur Herausgabe gezwungen
werden. Konkret sind aber nur die Gegenstände be-
schlagnahmefrei, die von § 97 StPO als solche bezeich-
net werden: Schriftliche Mitteilungen zwischen Beschul-
digtem und Vertrauenspsrson, deren Aufzeichnungen
über solcherart Mitteilungen und schließlich soastige
Gegenstände, beispielsweise ärztliche Untersuchungsbe-
funde, Blutproben usrv., soweit sie sich im Gewahrsam
der zeugniwerweigerungsberechtigten Person (§§ 52, 53

§tPO) befinden. Diese Einschränkungen gelten nicht,
wenn die zeugniwerweigerungsberechtigte Persoa ihrer-
seits der Teilnahme, Begünstigung, Strafirereitelung oder
Hehlerei an der die ljntersuchung betreffenden TaI
verdächtig ist.

Eine Erweiterung des Schutzbereichs findet gemäß §

148 SIPO nur in dem Verhältnis zwischen Beschuldigtem
und seinem Verteidiger statt: Schriftliche Mitteilungen
usrv. dürfen auch dann nicht beschlagnahmt werden,
wenn sie sich nicht im Gewahrsam der zeugniwerweige-
rungsberechtigten Person befinden. Hingegen dürfen
sonstige Gegensfände *ie Schriftverkehr, Jahresab-
schlüsse, Tatwaffen usw. auch beim zeugniwerweige-
rungsberechtiSen "Berufshelfer" beschlagnahmt werden,
wenn sie nicht das ysrtlsuslLsyerhältnis zwischen ihm
und dem BeschuldigXen betreffen. In der Hauptsache
kommen solche Beschlagnahmen beim Steuerberater in
Betracht wenn sich in seiaem Gewahrsam allgemeine
Buchführungsunterlagen befinden, die regelmäßig nicht
dem besonders geschützten Verhältnis der "Steuerbera-
hmg" zugehören (wenn der Steuerberater auch Buch-
führungs- und Lohnabrechnungsaufgaben übernimmt, so

handelt es sich um zusätzliche, nicht aber um steuerbera-
tende Tätigkeiten). Hieraus folgt, daß zwar eine Durchsu-
chungsanordnung, die nur auf das Auffinden beschlag-
nahmefreier Gegensüinde gerichtet ist, unzulässig wäre,
hingegen eine Durchsuchungsanordnung, die sich auf
andere Gegenstände bezieht, zulässig ist (2.8. auf
Buchführungsuntedagen und Jairresabschlüsse beim Steu-

erberater). Aber auch Verteidigerschriftverkehr kann
dann beschlagnahmefähig sein. wenn sich aus ihm der
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Sicherstellung und Beschlagnahme

Durchsuchuns in Wirtschaft sstafsachen

Dieter Kochheim, 27.O5.1995

ffiffiffi Beweismittel
sind verpackt und protokolliert

o
nern:

Beschlagnahme
ist wirksam

Ja:
amtliche Verwahrung

durch zwanglose
Sicherstellung

Du rchsuchungsende

außer im Fall der
gesonderten Sichtung

\+

llr0l i.

ja:
richterliche
Bestätigung

ist einzuholen

Sicherstellung / Beschlagnahme
sind wirksaml

Beschränkungen des § 110 StPO
gelten nicht mehr!

Die

d

Wird die Mitnahme gestattet ?

neln.
Anordnung der Beschlagnahme

durch den Durchsuchungsbeamten

Wird der Beschlagnahme
widersprochen ?

Hinweis auf eine Teilnahme oder Strafuereitelung ergibt.

Jede Form der amtlichen Inverwahrnahme steiit eine

Sicherstellung &r. Einer ftirmlichen Beschlagnahme
gemäß § 98 S1PO bedarf es nw bei einer Verweigerung

der freiwilligen Herausgabe. Die Beschlagnahme darf
grundsätzlich nur der Richter, bei Gefahr im Verzug auch

der Staatsanwalt oder der Hilfsbeamte anordnen. Erfolgt
die Beschlagnahme ohne richterliche Anordnung und ist

weder derBetroffene noch ein erwachsender Angehöriger
anwesend gewesen cder hat der Betroffene oder sein
erwachsender Angehöriger ausdrücklich der Beschlag-
nahme widersprachen, so soll binnen 3 Tage die
richterliche Best?itigung beantragt werden. Ungeachtet
dessen hat der Beschlagnahmebetroffene das Recht, die
richterliche Entscheidung über die Herausgabe lron
Beschlagnahmegegenstrinde zu beantragen.
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2. Behandlung von Gomputerkomponenten,
Datenträgern und Datenverarbeitungsprozeduren

im §trafverfahren

Besondere Vorschriften äber die Behandlung von
digitalisierten Daten sind nur unvollkommen in der
Stra$rozeßordnung geregelt. Ihre prozessuale Behand-
lung muß deshalb im wesentlichen aus den allgemeinen
Vorschriften über Akteabestan&eile" Akteneinsicht, Si-
cherstellung und Beschlagnahme entwickelt werden.

2.1. sichergestellte digitalisierte Daten

§ichergestellte Zentraleinheiteq Festplatten oder an-
dere, fest eingebaute Speichermedien und Disketten oder

andere auswechselbare, einmalig oder mehrmalig be-

schreibbare Datealräger sind Bex,eismittel im Sinne von

§ 94 Abs. I SIPO. Im weseatlichen gehören hierzu
interne Speichermedien wie Festplatten und erlerne wie
Disketten (handelsüblich sind die vsalteten, weichen 5

ll4Zoll- und die neueren 3 ll2-Zoll-Disketten mit
hartem Gehäuse), Sicherungsbänder (hierfür kammen
neben speziellen kleinen Kassetten mit festem Metallbo-
den auch Hassische Audiokassetten und sogar

Viedeobänder in Betracht), Wechselfestplatten sowie

neuerdiags ZlP-Disketten mit großer Speicherkapazität,

die den Disketten sehr ähnlich sehen, und individuell
beschreibbare CDs (sind zumeist goldfarben). Ohne
praktische Bedeutung sind inzwischen Lochkarten und
-bänder.

Im strengen §inne sind auch die Speicherchips des

Arbeitsspeichers auf der Hauptplatine im Inneren des

Computers Datenträger. Sie können aber nur im Ausnah-
mefall Gegenstand einer isclierten Beschlagnahme sein,

weil ik Dateninhalt meistens nach dem Abschalten der
Stromzufuhr verlcren geht. Fü sie gilt wie für alle
anderen fest in ein Computerghäuse eingebauten elektro-
nischea Teile, daß die Gefahr der Zerstörung des

technischen Geräts bei unfachmännischer Demontage
viel zu groß ist, so daß im Zweifelfall die gesamte

Zentraleinheit (also der eigentliche Computer in seinem
festen Gehäuse) sicherzustellen ist.

Besondere Schwierigkeiten ixstehen dann, wenn die
Arbeitsdaten des Durchsuchungsbetroffenen gar nicht auf
dem Computer an seinem Arbeitsplatz gesichert werden,

sondern per Modem und Telefonnetz auf einen anderen

Rechner, zum Beispiel auch im Ausland, übertragen
werden. Hierzu gibt es bereits gewerblich angebotene

"Mailboxes". Um solche ausgelagerten Daten sicherzu-
stellen, bedarf es einer eigenständigen Durchsuchungsan-
ordnung oder eines formlosen Herausgabeersuchens.
Einfacher ist nurdie Verfahrensryeise" daß derBetroffene

Durchsuchuns in Wirtschaft sstafsachen Dieter Kochheim

an der Datenbeschaffrng freiwillig mitwirl( und die
ausgelagertsn Daten mit seinem Computer und seinen
privatrechtlichen Zugangsrechten zu den externen Rech-
nern zurückholt. Befinden sich die Daten dann wieder
auf dem Rechner des Betoffenen, so können sie von dort
aus auch wie in den übrigen Fällen sichergestellt werden.

Kammt es nur auf die Beweisbedeutuag der vom
Betroffenen gesammelten Daten an, so kommt den von
ihm hierzu verwendeten Anwenderprogiunmen (Textver-
arbeitung Tabe[enkalkulatior! Datenbankprogramm)
keine eigenständige Beweisbedeutung zu. Dies führt
dazts, dafl die Ermittlungsbehördern die marktüblichen
Standardprogramme jedenfalls dann selber erwerben
müsseq wer:a die erforderliche Datenausrvertung anhand
von Datensicherungen durchgeftihrt werden soll. Etwas
anderes kaa:r nur darm gelten, wenn der Betroffene ein
Spezialprogramm verwendet, das eigens für seine beson-
dere Art der Datenverwaltung erstellt oder angepaßt
wurde. In solchen Fällen ist der Erwerb des Proglamms
auf dem freien Markt ausgeschlossen und erstarkt meines
Erachtens das Recht der Strafuerfolgungsbehörden auf
den Zrtgang zu den sichergestellten Daten so weit, daß

das Spezialprogramm ohne den Erwerb von Nutzungsli
zenzen zu den Zwecken der strafrechtlichen Untersu-
chung weitergenutzt werden kann.

2"1.1. Verfahren der Sicherstellung
Nach einer freiwilligen Herausgabe von Datenträgern

erfolgt die Sicherstellung nach den allgemeinen Grund-
sätzen des § 94 Abß. 1, 2 StPO (amtliche Inverwahrnah-
me).

Werden Datenträger nicht freiwillig herausgegeben,
bedärf es einer Beschlagnahme (§ 94 Abs. 2 SIPO). Der
Beschlagnahme muß in diesem Fall eine ftirmliche
Durchsicht im Sinne von § 110 StPO vorausgehen. Zur
Durchsicht ist nur der Staatsanwalt befugt, soweit der
Inhaber keine Sichtang durch die Durchsuchungsbeamten
genehmigt (§ 110 Abs. I, 2 SIPO). \Vie bei der
Durchsicht von Papieren darf sich der Staatsanwalt bei
seiner Durchsicht voa Datenträgern eines Sachver-
ständigen und anderer Beamte zu seiner Unterstützung
bedienen. Neben privaten Datenverarbeitungsfachleuten
kommen insbesondere die Spezialisten vom Landeskrimi-
nalamt als sachvers&indige Sichtungshelfer in Betracht.
Dem Durchsuchungsbetroffenen ist die Anwesenheit bei
der Datensichtung gestattel

Sind die Computerdaten freiwillig herausgegeben
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oder wirksam beschlagnahmt wcrden, handelt es sich um
Beweismaterial, mit dem die Ermittlungsbeamten arbei-
ten dürfen. Die Besonderheiten des Sichtuagwerfahrens,
also insbesondere die Anwesenheitspflicht eines Staats-

anwalts, gelten sodann nicht mehr.

2.1.2, Datensicherung als Sicherstel-
lungssurrogat

Die Sicherung -,'on beweiserheblichen Daten ("Back-

up" äuf einem Datenband im Rahmen einer Durchsu-

chung, nachträgliche Sicherung der Daten l-on einem
Daienträger) kann aus Gründen der Verhältnismäßigkeit
als Sicherstellung ausreichen und die Inverwahrnahme
des Originaldatenträgers entbehriich machen. Die Über-
tragung der Daten auf Datenträger der Strafterfolgungs-
behörden oder beauftragter Sachverständiger stellt ein
Sicherstellungssurrogat dar. Für die Sicherstellung des

Surrogats gelten dieselben Grundsätze wie für Original-
beweisstticke. so daß es ohne die Genehmigung des

Dateninhabers einer förmlichen Beschlagnahme bedarf.

Für die Entscheidung, ob die Sicherstellung eines
Surrogats ausreichen<i ist, sind neben den allgemeinen
Verhältnismäßigkeitserwägungen auch die besonderen
Anforderungen des Uatersuchungsgegenstandes bedeut-
sam. Ist bei der Sicherstellung bereits zu erwarten, daß

den Daten nicht nur eine positive Beweisbedeutung

zukomml (welche Programme und welche Daten hat der
Betroffene rur Verfügung?), sondern muß auch ausge-

schlossen werden, daß er keine anderen Daten gesammelt

und mit keinen anderen Programmen gearbeitet hat {in
meinen Worten: negative Beweisbedeutung), so sollte im
Zweifel die gesamte Zentraleinheit sichergestellt werden.

Für meine strenge Auffassung ist ausschlaggebend,
daß bei einer Datensicherung am Durchsuchungsort in

IL]Ifl
Ir"r"-E

Arbeih*pehh*r

IEEoEI
H
H

-

Schematische Darstel lung des internen Datenverar-
beitungsvorganges: Das Kernstück der Datenverar-
beitungstechnik in einem Computer ist die Hauptplati-
ne, das sog. "Motherboard". Neben anderen elek-
tronischen Bauteilen befinden sich auf ihr auch der
für die Sartier- und Berechnungsvorgänge zuständi-
ge Prozessor und die Speicherchips für den "Arbeits-
speichea'. Daten, die z.B. mit der Tastatur eingege-
ben worden sind, werden während der Textverarbei-

iung vom Prozessor vorübergehend im Arbeitsspei-
cher abgelegt. Dauerhaft können die Daten aber nur
auf der Festplatte, auf externen Speichermedien wie
Disketten oder mit einem Modem über das Telefon-
netz auf anderen Rechnern gespeichert werden (die
sich auch außerhalb des Zugriffs deutscher Ermitt
lungsbehörden im Ausland befinden können). Zur
Sicherstellung eignen sich im wesentlichen die
dauerhaften Speichermedien wie Disketten usw.
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wenigen Ausnahmefällen eine hundertprozentige Dalen-

sicherheit nicht garantiert werden kann, weil durch

Softwarefehler oder aufgruad von Materialmängeln an
den verwendeten Datensicherungsbändern Ubertragungs-
fehler vorkoillmer können. Zur Vermeidung salcher
Fehler sollte in den Fällen negativer Beweisbedeutung

vorübergehend die Zentraleinheit sichergestellt, die Da-
ten auf einen dienstlichen Rechner übertragen und der

Caraputer an den Betrcffenea erst herausgegebea wer-
den" wean ein Sachverständiger die vollständige
Datea{ibertragung auf eiaen }ienstrechner bestätigt hat.

In den Fällen, in denen die Datensicherung als

Sicherstellungs§Irrogat ausreichend erscheint, sollte dar-
auf geachtet werden, ob auch gelöschte Daten beweiser-

heblich sind und deshalb gleichfalls eesichert werden
müssen. Die normalen Betriebsrysteme von Computern
nehmen üblicherweise keine physikalische Löschung von
Datsndokumenten vor, sondern ändern lediglich den

Dokumentnamen und lassen dadurch den vom Dokurnent

klegten Speicherplatz zum Überschreiben zu. Solange

dieser Speicherbereich (auf der Festplatte) nicht neu

übersclrieben wurde, läßt sich das gelöschte Dokument

sehr einfach wieder lesbar machen.

Bei der üblichen, rein "logischen Sicherung" werden
nur die nicht gelöschten Dateien auf das Sicherungsband

übertragen. Sollen auch die möglicherweise gelöschten

Daten für eine ktinftige Beweiserhebung gesichert wer-
den, bedarf es einer vollstiindigen, "physikalischen"
Datensicherung, bei der der komplette Festplatteninhalt
einschließlich der "leeren" Teile gesichert werden

Physikalisch gelöschte Daten lassen sich hingegen mit
den üblichen technischen Mitteln nicht wieder iesbar

machen. Eine physikalische Löschung besteht darin. daß

der Festplattenbereich des gelöschten Dokuments voll-
ständig - und meist mehrfach - mit 0-Zeichen über-
schrieben wird.

Zur Vervollständigung sei darauf hingewiesen. daß

Computerdaten auch in verschlüsselter Form vorliegen
könnea. Hierbei kann es sich einerseits um "gepackte"
Dateien handeln, die mit Hilfe eines Datenkompressions-
programmes verkleinert worden sind. Solche Programme
sind ursprünglich {iir eine effektive Datenfernührtragung
entwickelt worden und bewirken" daß I)atendokumeale
nur einen geringerea Speicherplatz verbrauchen und
deshalb alch kostengäLnstiger" weil schneller, per Tele-
fonnetz übertragen werden könnea. Mit den

handelsüblichen "Packerprogrammen" lassen sich solche

Daten wieder lesbar machen.

Von den gepackten Daten streng zu unterscheiden
sind die tatsächlich verschlüsselten Daten. In diesen

Fällen werden die Daten mit einem preisgünstig zu

erwerbenden Programm kodiert und nur in kodierter
Form aufgehoben oder an Dritte weitergegeben. Zw
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Wiederherstellung der Daten in lesbarer Form bedarf es

des verwendeten Verschlüsselungscodes. Ein unbekannter
Code läßt sich mit den heutigen technischen Mitteln
nicht errechnen oder anderswie "kracken". Neuerdings
lassen sich verschlüsselte Daten auch urbemerkt in ein
unauftilliges Datendokument eiageben (2.8. in eine
Bilddatei). Die Sichtbarmachung zu Zwecken eines
Strafrerfahrens ist nahezu ausgeschlossen, wenn nicht
aufgrurd aaderer Erkenntnisse genau bekannt ist, daß

solche Daten versteckt wurden und in welchen Dateien
dies geschehen seit soll.

2.1.3. beschlagnahmefreie Daten

Nach den Grundsätzen flir beschlagnahmefreie

Gegenstände (§§ 97, 148 Abs. I SIPO) sind insbesondere

Daten im Herrschaftsbereich von Berufshetlern und
solche, die sich auf den Verkehr zwischen dem Beschul-
digten und seinem Verteidiger beziehen, von der Be-
schlagnahme ausgenommen. Insoweit besleht zwar kein
generelles Sicherstellungwerbot, wohl aber ein Beschlag-
nahmeverbot und die Pflicht zur Belehrung daß die
Herausgabe nicht erzwingen werden darf.

Die Probleme, die sich inso*eit im Zusammenhang
mit digitalisierten Daten ergeben, lassen sich mit dem
bestehenden gesetzlichen Instrumentarium nur unzurei-
chend lösen. Nach der gegenwärbigen Rechtslage ist zu
folgern, daß fllr beschlagnahmefreie Daten zumindest ein
Venvertungsverbot in der Hauptverhandlung und
während der ihr vorausgehenden Untersuchungen besteht.
Dies bedeutet, daß aus beschlagnahmefreien Daten keine
Vorhalte und keine Erkenntnisgrundlagen für andere
Beweiserhebungen geschöpft werden dürfen.

Sowohl bei sichergestellten Originaldatenträgern wie
auch bei Sicherstellungssurrogaten ist eine Aussonderung
beschlagnahmefreier Daten im Einzelfall schwierig und
kann zur Verftilschung des Beweisinhalts wegen der
übrigen, beschlagnahmefühigen Daten flihren. Wegen der
besonderen technischen Beschaffenheit der Speicherme-

dien muß deshalb in den Fällen, daß sich auf demselben
Datenträger beschlagnahmeiihige und beschlagnahme-
freie Datea befindeq der Dateaträgerinhalt insgesamt als
beschlagnahmefühig behandelt werden, weil eine nur
teilweiss Sicherstellung den Nachweis der Identität und
Originalität der Daten in Frage stellen kann. Technisch
ist dieses Problem dem Tonbänder mit Mitschnitten von
Telefonüberwachungen vergleichbar: In jenen Fällen
werden die Tonbänder ebedalls aufuewahrt, aber nur
Abschriften von beschlagnahmefühigen Gesprächen und
nichl von Telefonatsr mit Verteidigern gefertigt. Die
Verwahrung des kompletten Ton- oder Datenbandes dient
allein dem Nachweis der Vollständigkeit. Wegen des
geistigen Inhalts beschlagnahmefrei* Daten bleibt des-
sen ungeaclrtet ein prozessuales Yerwertungsverbot be-
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Datrnvrra*
hist*#erk

mii mehreren
Vlfrrkstatinns mtll-rl r)l-l \.r=

I-ffil -tJ
I astatur,

§ildschirm,
M*us

Tpnfraleinhpil

Madam

stehen.

Wegen tagebuchähniicher Äufteichnungen bestehi

schon nach der derzeitigen Rechtsprechung nur im
Einzelfall ein Beweisverwertungwerbo! nicht aber be-

reits ein zwingendes Beweiserhebungwerbot. Tagebuch-

ähnliche Aufteichnungen uaterliegen somit auch in
digitalisierten Form grundslitzlich der Beschlagnahme.

Über ihre Verwertung im Einzelfall muß im Rahmen der
gerichtlichea Hauptverhandluag entschieden werden.

2.1.4. Einsichtnahme der
Verfahrensbetei I i gten

A1s Beweisstücke sind sichergestellte Datenträger

oder ihre Surrogate im weiteren Sinne Aktenbestandteile,
die dem Gericht mit der Anklageschrift gemäß § 199

Abs. 2 SIPO vorruleget sind Für diese Be.weisstücke

besteht für den Verteidiger oder Geschädigtenvertreter
hingegen kein "Akteneinsichtsrecht", sondsrn nur ein
"Besichtigungsrecht" in der Amtsstelle gemäß § 147

Abs. l, 4 SIPO. Eine Aushlindigung der Originalstücke
oder Surrogate at Rechtsanwälte, Beschuldigle oder

sonstige Verfahrensbeteiligle darf nicht erfolgen (§ t47
Abs.4 SIPO).

Bei seiner Besichtigung darf sich der Verteidiger
Aufzeichnungen machen und Sachverständige beiziehen.

Entsprechend der Besichtigung von Tonbandaufnahmen

wird ihm auch zu gestatten seia, sich die sichergestellten
Daten "vorspielen" und sich eine Kopie fertigen zu
lassen. Mit Rüeksicht auf dieses erweiterte Besichti-
gungsrecht sind dre Staatsanwaltschaft und nach Ankla-
geerhebung das Gericht zur Fertigung von Daten-
trägerkopien befugt, die an den Verteidiger oder Rechts-

aawalt (§ 406e §tPO) ausgehändigt werden können. Der
Umfang der Kopien ist dabei genau zu bezeichnen, weil
während des Ermittlungsverfahrens der Untersuchungs-
zweck Vorrang vor Aliteneinsicht und Bex.eismittelbe-
sichtigung genießt (§ f47 Abs. 2 SIPO) und gegenüber

einem Geschädigtenvertreter auch die schutzwürdigen
Belange des BeschuldiSen oder anderer Personen zu
wahren sind (§ 406e Äbs. 2 Strc, § 30 Aq § 35 SGB
x).

2.2. digitd i sierte Verfah rensdate n

Unabhängig von der Frage, welche Computerdaten als
Beweismittel beigezogen werden können, ist auch die
Frage za klären, wie mit den Computerdaten zu
verfahren ist, die von den ermittelnden Polizeibeamten,

dem Staatsanwalt und schließlich auch von dem Richter
selber erfaßt, sortiert oder elektronisch kommentiert
worden sind- Es handelt sich hierbei regelmäßig um
eigene Arbeitsaufreichaungen des Sachbearbeiters, die
grundsätzlich keiner Akteneinsicht durch Dritte
zugänglich sind.

E§ETnE
Spei:hermedien

ITfl 3 1n-tuu-DFkettsl.-rl

n s ri*roilDlketle

l;Hl Dater,c bherung* band

lHIl Ga:leup)

CD-R,r.n Gskt-
L? erren: Erenner-CD)

-:f-

-J 

rEBttrEltE

prlgr=nr*-rba*
* hiskab
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Datensammlungen, die von.den Ermitllungsbehörden
erstellt werden und deren Einzeldaten in den Ermitt-
lungsvargängea dokumentiert sind (Vertragstexle,

Koatoausktinfte und -verdichtungen, Zeugenausssagen

usw.), spiegeh rur den Akteninhalt wider aad sind a1s

Datensammlungen genauso wie Konzepte, Entwürfe uad

Ideenskizzen des Sachbearbeilers fudividuelle Arbeitsut-
terlagen. Sie sind als technische Hilßmittel keine

Aktenbestandteile, solange sie nicht als Ausdrucke,
Programmdokumentationen in Papierform oder auf einem

digilalea Datenträger zu den Akten gelangea.

"Akten" sind im Anschluß an §§ 163, 173 und 199

SIPO Schriftstücke, Urkunden und andere schriftliche
Au{ieichnungen unter Einschluß von Lageplänen und
anderen schriftft)rmigen Augenscheinsgegenständen
(Fahndungsphotos, Tatortdokumentationen usw.). Wie bei

einer Tonbandaufnahme von Vernehmungsprotokollen
werden die aufgenommenen digitalisierten Daten in
einem Aktenvermerk oder in ein Protokoll zu den Akten
genommen. In gleicher 'Weise stellt die digitalisierte
Datensammlung der Polizei nur ein Hilfsmittel dar, das

allenfalls ergänzend als Augeascheinsgegenstand und

damit als Beweissttick Bestalüeil der Ermittlungs-
vorgänge wird.

§oweit Polizeibehörden schon im Wege des ersten

Zugriffs ohne Anleitung durch die Staatsanwaltschaft

digitalisierJe Verfahrensdaten erstellen und an die Staats-

anwaltschaft weitergeben, handelt es sich um polizeiliche
"Verhandlungea", die nach § 163 Abs. 2 S. 1 §tPO
Aktenbestandteile sind und nach § 199 Abs. 2 S. 2 SIPO

dem für die Hauptverhandlung zusfändigen Gericht

vorgelegt werden müssen. Sie sind pnz streng als

Aktenbestandteile zu bewerten. Auch wenn diese Daten

vom ersten Z:ug1ltr nur ergänzend in digitalisierter Form
an die Staatsanwaltschaft weitergegeben werden, handelt

es sich um Beweisstücke, die auch dem Gericht und den

übrigen berechtigten Verfahrensbeteiligten zur Besichti-
gung gegeben werden müssen.

Stellt die Polizei digitalisierte Verfahrensdaten im
Auftrag der Staatsanwaltschaft aus den Beweismitteln
im übrigen zusailrmen (§ 161 SIPO), so handelt es sich
um technische Hilfsmiuel, die der staatsanwaltlichen
Aufgabenerftillung und der Vorbereitung der Sachent-

scheidung über den Verfahrensabschluß dienen. Solche

Daten werden nicht zwangsläufig Aktenbestan&eil, son-

dern sind wie die eigenen vortereitenden Auüeichnun-
gea des Staatsanwalts zu behandeln. Über die Dokumen-

talion der Verfahrcnsdaten und ihrer Weitergabe ent-

scheidet in diesem Fall allein die Staatsanwaltschaft.

Auch die Slaatsanwaltschaft ist gehalten, die Ergeb-

nisse ihrer Ermittlungenvollstiindig in Form von V'ermer-

ken und Protokollen zu dokumentieren. Soweit sie ihrer
abschließenden Entscheidmg die Sammlung eigener oder

durch Hilfspersonen erstellter disitälisierter Verfahrens-
daten zugrunde legt, sird die Arbeitsergebnisse- also die

verwendeten Datea und das Ergebnis der elektronischen
Datenauswertung, vollständig als Vermerk oder Protokoll
in den Akten zu dokumeatieren. Bietet die Stäatsanwalt-
schaft daneben die digitalisierlen Verfahrensdaten dem
Gericht zur Verwenduag an oder nimmt sie digitalisieft
Verfahrensdaten auf Datenträgern bei der Vorlegung der
Anklageschrift zu den Akten (§ 199 Abs. 2 S. 2 SIPO).

so schaffi sie damil Augenscheinsgegenstände, die wie
andere Beweisstücke dem Besichtigungsrecht des Vertei-
digers oder des Geschädigtenvertreters unterliegen.

Die flir die Erfassung und Auswertung des Aktenin-
halts verwendeten Standardprogramme dürfen bereits

deshalb nicht flir Verteidiger und Rechtsanwälte kopiert
werden, weil ihre Verwendung für den Anwender, hier
also die Justizbehörden, lizensiert sind. Darüber hinaus
handelt es sich um allgemein zugängliche Arbeitsmittel,
die, wie andere Büroausstattungen auch" nicht zum
Aktenbestandteil werden. Efin'as anderes kann nur dann
gelten. wenn für die Datenerhebung uld -auswerhrng ein
nicht marktgängiges Spezialprogramm verwendet wurde.
Für diese Fällen kann keiae allgemeingtiltige Aussage
gemacht werden, im Einzelfall müssen die Lizenzbedin-
gungen des Softwareverkäufers eingehalten werden.

2.3. Datenverarbeitung in
Umfangsverfahren

Sichergestellte digitale Daten und digitale Sammlun-
gen i,on \rerfahrensdaten unterliegen als Kopien aC
Datenträgern nur einem Besichtigungsrecht durch den

Verteidiger und Geschildiglen'ertreter, die somit auch

berechtigt sin{ sich bei der Besichtigung eines

Sachverständigen zu bedienen und sich eine Kopie des

Datenträgers anfertigen zu lassen.

Digitalisierte Datensamrnlungen, die den Akteninhalt
widerspiegeln" sind grundsätzlich geeignet, die Hauptver-
handlung zu erleichtern und auf wesentliche Uatersu-
chungsfragen zu redrzieren. Soweit Verteidiger und
Geschädigtenvertreter bereit sia4 mit dem digitalen
Datenmaterial zu arbeiten, bestehen keine grund-

sätzlichen Bedenken, Yerfahrensdaten und sichergestellte
Daten als Kopien auszuländigen.

In derselben Weise wie die schriftftirmigen Beweis-
mittel im übrigen erlangen digitälisierte Verfahrensdaten
erst durch ihre Auswerfung einen eigenen Aussagewert.
Mi1 der Anklageerhebung dokumentiert die Stäatsanwalt-

schaft, daß sie eine vollständige, wertende und
abwägende Auswertung der Verfahrensdaten durchge-
führt hat. Hat sie sich dabei der Datenr,'erarbeifung

bedient, muß sie, um das Ergebnis ihrer Prüfung
nachvollziehbar zu machen, das Auswertungsprinzip und
bei komplexen A-uswertungsvorgängen auch die verwen-
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deten Auswertungsroutinen (welche Daten werdel mit
welcheu Kriterien und mit welchen Berechnungsprozedu-
ren zueinander in Verhiiltnis gesetzt, kumuliert oder
ausgeschieden?) vollstäadig dok*mentieren. Über den

Umfang, die Darstellungstiefe und den formellen Aufbau
solcher für das Ermittlungs- und Strafuerfahren bestimm-
ter Frogrammbeschreibungen gibt es bislatg keine Be-
stimmungen oder Kriterien. Als Mindeststandard ist zu
verlangen, daß einem normal gebildelen Verfahrensbetei
ligten der Arbeitsvorgang nachvollziehbar dargelegt
wird. In komplizierten Auswertungsfüllen (2.8. Speziali
stenprogran'me nt Zahlungsfiihigkeit) muß ggf. der

Hersteller oder Anrvender des Programms als Sach-

verständiger oder sachverständiuer Zeage über die

Während die allgemeinen Vorschriften zur Beschlag-
nahme von Beweismitteln die amtliche Inverwahrnahme
solcher Gegerstlinde regeln, die für die strafrechtliche
Untersuchung von potentieller Bedeutung sind (§ 94 Abs.

1 SIPO), lassen darüber hitaus die §§ 111b bis lllp
SIPO auch die vtrläufige Sicherstellung vtn kriminellen
Vermögenworteilen zu. Dabei nehmen die StPO-Vor-
schriften zunächst einen direkten Bezug auf die materi-
ellrechtlichen Bestimmungen des Verfalls und der Ein-
ziehung sowie seit dem Gesetz zur Anderung des

Außenwirtschaftsgesetzes, des Strafgesetzbuches und an-
derer Gesetze vom 28.02.1992 auch auf die
Vermögensstraft nach § 43a StGB. Die Vorschriften zur
vorläufigen Sicherung der Vermögensstrafe bleiben bei
den folgenden Ausführungen aber unberücksichtigl, -weil

sie in den Fällen der Vermögens- und Wirtschaftsdelikle
keine Änwendung finden.

Die Sicherstellung von Verfatls- und Einziehungs-
gegensländen erfolgt ungeachtet der Verfalls- und Ein-
ziehungwerbote nach § 73 Abs. I S. 2 SIGB. Nach jener

Vorschrift dürfen durch das strafgerichtliche IJrteil
solche Vermögensgegenstände nicht in das staatliche
Eigentum überführt werden, die der Täter durch die
kriminelle Tat erworben hat und die gleichzeitig durch
Rechte des Opfers auf Schadensausgleich benötigt rver-

den. Durch die Vermögenssicherstellung wird dadurch
eine zweifache Zielrichtung angesprochen, nämlich ei-
nerseits die (untechnisch gesprochen) Einziehung krimi-
neller Gewinne und andererseits die Sicherung der
Ansprüche der Geschädigten - letztere genauer bezeich-
net ais Rückgewinnungshilfe. Wenn hier von "Sicher-
stellung" die Rede ist, so ist gleichermaßen die

3. Die vorläufige Sicherung von Tatmitteln,

Programmeigenschaften angehört werden. Im Normal-
fall dürfte die allgemein gehaltene Dokumentation der
Auswerfungsmethode reichen, die um Einzelfallbeispiele
angereichert wird. In diesen normalen und einfachen
Fällen korumt dem verwendeten Programm keine
eigelsüindige Beweisbedeutung füLr die Beweisaufirahme
ZIJ.

Erst bei komplizienen Datenauswertungsprozessen

{2.8. mit komplexen Berechnurgs- und Selektions-
vorgängen) bedarf es im Einzelfall der weileren Einver-
nahme eines Sachverständigen, der seine wertende
Beurteilung bei der Ilatenauswahl darlegen muß.

Sicherstellung von Verfalls- und Einziehungsgegen-
ständen gemeint wie auch die Rückgewinnungshilfe
zugurcter der Geschädigten.

3.1. Einziehung nach dem StGB

Die durch eine vorsätzliche Straftat hervorgebrachten
Gegenstände und die zur Tatbegehung oder -vorbereitung
gebrauchten oder bestimnrten Gegensfälde können einge-
zogen werden (§ 7a Abs. 1 SIGB), soweit sie zum
Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung, also des

Urteils, dem Täter oder Teilnehmer gehören (§ 74 Abs. 2

Nr. 1 SIGB) oder soweit sie zu weiteren rechtswidrigen
Taten dienen können, die die Allgemeinheit geführden
würden (ebd. Nr. 2). Ausgeschlossen ist somit nach § 74
Ab§. 2 Nr. I StGB die Einziehung eines Gegenstandes,
den der Täter wirksam an einen Dritten (auch nur zur
Sicherung) übereignet hat (1).

Zunächst zu den aus der Tat hervorgebrachten
Gegenstäinden: Dies sind nur solche Gegenstände, an
denen oder mit denen die Tat ausgeflihrt wurde oder
ausgeftihrt werden sollte. Dies gilt zum Beispiel für
gefülschte Urkunden, für Urkunden, die verfälscht lr'ur-
den oder verftilscht werden sollten, geflilschte Münzen
und die Druc§latten zum Herstellen von Falschgeld.
Nicht erfaßt von der Einziehung, sondern vom Verfall,
wird die Beute, also nicht das gestohlene oder ertrogene

(1) BGH NJW 71, 2235; wcht ausgeschlossen ist hingegen die
Anwartschaft, die derrr Täter auf den Erwerb des Eigentums
an einer Sache zusteht, die er dem Dritten zur Sicherung
übereignet hat: BGH NIÄr 72,2053.

Tatgegenständen und Vermögensvorteilen
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Geld, der "Lohn" des geheuerten Brandstifters oder

Kilters für seine Tat oder die mit der Tat entstandenea

Beweismittel (2.8. die Geschäftsbücher, aus denen sich
die unzulässigen Entnahmen ergeben).

Im Gegensatz daza sind die Tatmittel solche

Gegenst'ände, die mit der Tatausführung unmittelbar in
Verbindung stehen und nach der Absicht des Täters auch

dazu verwendet wurden oder verwendet werden sollten.
Es darfsich dabei hingegen nicht um Beziehungsgegen-
stäinde handeln, die solche Sachen oder Rechte sind, die
notwendige Gegenstände der Tat selbst, aber nicht deren

Prodlkt sind. Das führt dazu, daß aus der allgemeinen

Durchsuchung in Wirtschaftsstafsachen

Rückgewinnungshilfe gemäß § 111b lll
im Bereich der Vermögens-

und Wirtschaftsstraftaten:
Keine Gewinnabschöpfung !

Dieter Kochheim

StPO

Einziehung
§§ 74 StGB ff.

Voraussetzungen (§ 74 I SIGB)
1. vorsätzliche Straftat
2. Gegenstände

durch die Tat hervorgebracht
Tatmittel I Tatwerkzeuge

3. keine Beziehungsgegenstände
(BtM, Schußwaffe)

Beispiele
- gefälschte Urkunde / Wechsel
- Tatwaffe beim Raub
- Tasche für die Einbruchs-

werkzeuge

E i nzieh u ngsg egen stä n de
1. Gegenstände müssen

- Täter / Teilnehmer
gehören / zustehen

- Allgemeinheit gefährden
oder

- zur Begehung rechtswi-
driger Taten dienen

2. Wertersatz (§ 7 c SIGB)

Vorschrift des § 74 StGB (wohl aber aus den Spezialvor-
schriften) keine unbefugt besessenen Sprengstoffe und
Waffen, keine geschmuggelten Warerq keine zum Zweck
des Versicherungsbetruges versteckten Gegenstände und
auch keine ungenehmigten Betäubungsmittel eingezogen
werden können.

Danach können als Tatmittel nur solche Gegenstände
eingezogen werden, die nicht Gegenstand der Tat sind,
aber mit ihr im Zusammenhang stehen und nach der
Absicht des Täters als eigentliches Mitlel der VerwirHi-
chung eines Straftatbestandes eingesetzt werden. In der
Praxis ist dies dennoch der wichligste Änwen&rngsfall,

Verfall oder

§§ 73 SIGB tt.

Voraussetzungen (§ 73 I SIGB)
1. rechtswidrige Tat
2. etwas aus oder für die Tat

erlangt
- bewegliche Sachen
- dingliche Rechte (Sicherungs

übereignung, Pfand)
- obligatorische Rechte,

z.B. Schenkungsversprechen
- Nutzungen (Miete, Besitz)
- ersparte Aufwendungen

Umfang

1. das Erlangte
2. Surrogate
3. gezogene Nutzungen
4. Wertersatz (§ 73a SIGB)
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weil sowohl der Pkw Q), der zur Auskundschaftung, zur
Hinfahrt zum oder zur Flucht vom Tatort verweldet
wurde, der nach der Eiaziehung der Fahrerlaubnis
betttzte, ungültige Führerschein als auch die zut Tat
benutzte, aber erlaubnisfreie Waffe, die Akentasche, in
der die Einbruchswerlsarge I'ersteckt und tansporfiert
wurden, oder das Gel4 das flir das unerlaubte Glückspiel
oder zum Erwerb voa Bettiubungsmitteln verwendet
werdea sollte, einziehungstihige Tatmittel sind.

Hinzutreten muß noch eine gewisse Nähe zwischen

dem Tatmittel und der Tat: Solche Tatmittel unterliegen
nicht der Einziehung und vorläufigen Sicherstellung,
deren Zweck nicht allsin oder im wesentlichen zur
Tatbegehung bestimmt sind sondern die auch gelegent-

lich der Tat benutzt werden, also zum Beispiel der
Computer, mit dessen Textprogramm ein Brief mit
beleidigendem Inhalt geschrieben wird (3).

Besonders wichtig ist die Einziehung auch des

Wertersatzes (§ 7ac Abs. 1 StGB), den der Täter dwch
die Verwertung oder den Verbrauch des Einziehungsge-
genstandes erlangt hat. Der Wertersatz kaun bis zum

Wert des lcriminell erlangten Vermögensgtrtes ohne

Berücksichtigung von Aufirendungen (sogenanntes Brut-
toprinzip) festgesetzt und im Zweifelsfall geschätzt

werden (§ 74c Abs. 3 StGB). Der Einziehurgs- wie auch

der Wertersatzanspruch richten sich nicht nur gegen den

Täter, sondern auch gegen die juristische Person, als

deren Orgat oder Vertreter der Täter gehandelt hat (§ 14

stGB).

In Einzelfüllen können auch die erweiterten \braus-
setzungen der Einziehung nach § 74a StGB eingreifen,
wenn der nicht tatbeteiligte Eigenttimer der Sache - zum

Beispiel der Hehler - auch nur leichtfertig an der
Tatvorbereitung oder -durchführung mitgewirl( hat
(Dritteinziehung bei Tatbeitrag und -erleichterung; das ist
eine Form der auch fahrlässig begangenen, also norma-
lerweise straflosen Beihilfe).

In der Praxis ist zwar die Einziehung ein wichtiger
Regelungsbereich für das strafrechtliche Urteil, im Wege

(2) Leitsatz OLG Saarbrucken Yerkehrsmitteilungen 1975, 31 :

l. Bei der Eirziehung eines als Tatwerkzeug benutzten

Kraftfahrzeuges muß sich dem Urteil entnehmen lassen, ob

sie Strafcharaklerhat oder ab sie Sicherungszwecken dient.

2. Hat die Einziehung Strafeharakter, so muß sie nicht nur
dem Grundsatz der Verhältnismdßigkeit entsprechen, son-

dem zusammen mit der erkannten Shale auch schuldange-

messen sein.

3. Auch eine Sicherungseinziehuag muß dem Grundsatz

der Verhältnismäßigkeit gerecht werden.

(3) OLG Düsseldorf NJW 92,3050; OLG Düsseldorf NJW 93,

1485.

einer vorläufigen Sicherstellung nach den §§ llib tr
§tPO im Ermittlungsverfahren jedoch deshalb von gerin-
gerer Bedeutung, weil jedenfalls den Tatmitteln und
Beziehungsgegenständen auch eine potentielle Beweisbe-

deutung zukommt, so dal] sie regelmlißig aufgrund der
allgemeinen Sicherstellungs- und Besclrlagnahmevor-
schriften beigezogen werden. Bedeutsam wird hingegen
der Wertersatz, der sich aus dem Verkauf der bei einem
Ra:rb verwendeten, erlaubnisfreien Gaspistole oder eines
zum "Ausbaldowern" benutzten Kraftfahrzeuges ergibt
{4).

3.2. Verfall

Die Vorschriften der §§ 73 ff. StGB dienen ausdrück-
lich der Abschöpfung der durch die kriminelle Tat
erlangten Vorteile. Hiermit gemeint sind nach dem
Willen des Gesetzgebers nicht nur Eigentumsrechte und
wirtschaftlich bewertbare Vermögensvorteile, sondern
seit 1992 in sprachlich unglücklicher Fassung "etwas",
also alle kriminell erlangten Vorteile ungeachtet der
Aufivendungen gemeint, also ungeachtet der Kosten, die
für die Erlangung des Vorteils aufgebracht wurden
(sogenanntes Bruttoprinzip {:) 1. Gegenständlich kann es

sich um bewegliche Sachen genauso wie um
Grundstücke. dingliche Rechte (2.8. Sicherungsübereig-
nung, Pfand), obligatorische Rechte (aus einem schuld-
rechtlichen Vertrag, z.B. ertrogenes Scherkungsverspre-
chen), Nutzungen (Mieteinnahmen oder der Besitz an

einem Pkw) und auch um ersp€rte Aufi.lendungen
handeln (2.8. aus der Preisdifferenz aus der nicht
ordnungsgemäfkn Ablagerung von Sondermüll).

Die dem Verfall untediegenden Vorteile müssen dem
Täter unmittelbar durch die angeklagte Tat zugeflossen

sein und ihm gehören, also seinem Vermögen im weitem
Sinne zugeflossen sein. Mittelbare Vorteile sind nur
verfallsfühig bis zum "1. Grad", d.h. soweit der Täter
selber z.B. die betrtigerisch edangte Forderung realisiert
hat. Dies liegt dann noch vor, wenn der Täter zum

i4) Z-'tr Verhaltnismaßigkeit OLG Celle, Urteil vom 1 9. 03. I 986

- 3 Ss 35186 -: Bei der des Yerkaufs statt der
Einziehrurg darl der Tatrichter die hohen Kosten der
bisheriger Verwalrxrg des Tieres (hier: eine Elefantenkuh)
berücksichtigen, rv.eil die Angeklagten die Verwahrungsko-
sten nach § 464a Abs. I S. 1 StPO, Nr. 1908 KostVetzG-
KG zu tragen haben" Die Erwägung ist zulässig, weil nach

§ 46 Abs. 2 SIGB bei der Strafzumessrxrg auch die
wirtschaftlichen Yerhältnisse ar berücksichtigen sind.

(5) Leitsatz BGH NStZ 94, 123 Seit der am 07.03.1992 in
Kraft getretenen gesetzlichen Neuregelung zum Verfall ist
alles das, was der Täter flir die Shaftatoder aus ihr erlangt
hat, in seiner Gesamtheit ohne Abzug gewinnmindemder

Kosten abzuschöpfen (Übergang vom Netto- zum Brutto-
prinzip).
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Beispiel betrügerisch eine Abtretung erlangt, durch
Vollstreckungsbescheid tituliert und anschließend erfolg-
reich die Vollstreckung betrieben hat. Ein nicht
verfallsfiihiger Vermögetsvorteil läge hingeget vor,
wenn der Täter ein Auto sliehlt und einem gutgläubigen

Dritten leiht, der wiederum dasselbe Fahrzeug weiterver-
mietet und Mieteinnahma erzielt' das Fahrzeug selber

und der Anspruch auf seine Rücldorderung Yorc Ddtten
uaterlägen dem Verfall, die eingenofilmenell Fahrzeug-
mieten hingegen ni6ft (O. Dasselbe würde aueh schema-

tisch in folgendem Fall gelten:

i. Grad 2. Gradi

§ieE
Hehler
zahlt
üiebeslohn

Käufer
zahlt
Hehlerlohn

Durchsuchung in Wirtschaftsstafsachen Dieter Kochheim

vorrangige Befriedigung des vermögensrechtlich
Geschädigten vorsieht. Für die Sicherstellung ist diese

Einschränkungjedoch unbeachtlich {§ 111b Abs. 4 SIPO)
(8), so daß die Vorschriften der §§ lllb tr StE dann
unmittelbar der Rückgewinnungshilfe (e) dienen. Die
Klärung der Details kann dem weiteren Ermittlungs- und
dem Strafvcrfahren überlassen bleiben (10).

3.3.1. Exkurs: dinglicher Arrest zur
Sicherung des Strafausspruches

Als Besonderheit läßt § l11d S1PO auch die

Sicherstellung in Form eines dinglichen Arrests zur
Absicherung der Geldstrafe und der voraussichtlichen
Verfahrenskosten zu. Im Gegeasatz zu den übrigen
Fällen der Sicherstellung setzt die gerichtliche Entschei-
dung aber bereits ein auf Strafe lautendes Urteil in
derselben Sache voraus, so daß diese Form der Sicher-
stellung nicht schon im Ermittlungsverfahren erfolgen
ftsrut(11).

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz, also eine Art
"erweiterter Verfall", lassen § 73 Abs. 3 und Abs. 4

StGB zu: Auch der Verfall des Eigentums eines Dritten
kann dann angeordnet werden, wenn der Täter für den

Dritten tätig gewesen ist und der Dritte dadurch einen
Vorteil erlangt hat (§ 73 Abs. 3 StGB; z.B. wenn mittels
Strohmänner oder durch Firmenangestellte beim Hinter-
mann Vorteile entstehen). Dasselbe gilt, rvenn der Ddtte
dem Täter einen vermögens$'erten Gegenstand "für die

Tat oder sonst in Kenntnis der Tatumstände ge*ählt hat"
(§ 73 Abs. 4 SIGB; z.B. bei der Vorteilsnahme nach §

331 SIGB).

Wie bei der Einziehung kann auch beim Verfall der
Wertersatz eingezogen werden (§ 73a StGB), wobei das

Gericht berechtigt ist. den Wert des Wertersatzes zn

schätzen (§ 73b SIGB mit Härteklauseln nach § 73c

SIGB). Für die erforderlichen Ermittlungen ist darauf
hinzuweisen, daß die nofiyerdigen Einzelheiten für die
gerichtliche Beurteilung als Wertersatz und für die
Schätzungsgrnndlagen hinreichend sicher sein müssen,

weil auch für die Verfallsentscheidungen der "Zrveifels-
satz" zugunsten des Angeklagten gilt t7).

In Wirtschaftsstrafsachen kommt der Verfall zumeist
deshalb nicht zum Zuge, weil § 73 Abs. 1 StGB die

(6) Leitsaiz OLG Schleswig NSIZ 94,99: En aus Beutegeldern

erworbenes Fahrzeug, an dem ein Dritter ein gutglaubig

erworbenes Pfaadrecht besiffi und das bei diesem trc-

schlagnahmt, aber nicht eingezogen worden ist, ist an den

Pfandgläubiger zurückrugeben,

(7) BGH wisfrra89,223.

(8) nach BGH wistra 93, 336 kommt es allein darauf an, daß

ein Anspruch zugunslen des C'eschädigten besteht rurd

nicht auch darauf, ob der Gescluidip;te den Anspruch
geltend macht. Der Anspruch des Gescfuidigten reicht dabei
sehr weit, weil er auch den zivilrechtlich erskittenen
Tatfolgenersaü aus einem KostenfestseEungsbeschluß ge-

gen den Täter (OLG Disseldorf wistra 92, 319) und die
Gegensuinde des Wertersatzes umfaßt GGH NJW 86,

1 186).

i9) vielfach auch "Zurückgewinnungshilfe" genatmt.

(1ü) Leitsatz OLG Celle, Eatscheidung vom 15.07.1986 - 1 Ss

124186 -: Der Ausspruch über die Anordnung einer
Eirziehrmg muß die einzuziehendsn Gegenstände so genalr

bezeicluren, daß bei allen Beteiligten rurd der
Yollstreckungsbehörde Klarheit über den Umfang der
Eirziehung besteht. Grundsatzlich ist zu fordern, daß die
genaue Kerurzeichnung bereits im Urteilssatz oder in einer
besonderen Anlage zum Urteilssatz geschieht. Ist das nicht
der Fall, so müssen jedenfalls die EntscheidungsgriJnde

ergeben, um welche Sache es sich handelt" Die Einziehu:rg
"der asseryierten Gegenstände" ist zu ungenau.

(11) Leitsatz OLG Frankturt StrVert. 94, 234: Daß sich ein
Angeklagter in schlechten Vermögensverhälfurissen belurdet
(hier: Sozialhilfeempftinger) genügt flir die Anordnung
eines Arrestes nach § 1l1d StPO nicht. Der Arrest soll die
Staatskasse nicht besser stellen, a1s sie bei einer sofortigen
Vollstreckung stehen witu:de, und er soll ihr keinen Vorrang
vor anderen Gläubigern sichem.
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3.3.2. Exkurs: Vermögensstrafe

Soweit Vermögensbestandteile des Täters nicht schon

dem Verfatl unterliegen, kann daräber hinaus bei

besonderen Delikten eine Vermögensstrafe neben lebens-

langer oder Freiheitsstrafe von meht als 2 Jahren

verhangt werden. Die Delikte, die die Vermögensstrafe

zulassen, sind regelmäßig keine Wirtschaftsstraftaten:

Geldfülschung (§ 146 SIGB) uad deren Yorbereitung
(§§ 14e, 152a i.V.m. § 150 SIGB)

Durchstrchung in Wirtschaft sstafsachen

Wertzeichenfülschung (§ 148 i.V.m. § 150 SIGB)

Menschenhandel (§ 181 i.V.m. § 181c SIGB)

dirigierende Zuhälterei (§ 182a i.V.m. § 181c SIGB)

Bandendiebstahl und -hehlerei sowie deren erschwe-
rendenFormen (§§ 244, 244a,260,260a SIGB)

Geldwäsche (§ 26la SIGB)

bandenmäBiges Glückspiel (§ 285b SIGB)

große Bsreiche des BtM-Strafrechts (§ 30c BIMG)

§§

andere Vermögensvortei le
- Wertersatz -
§ 111b ll stPo
nur rechnerisch

(§§ 73a, 74c ttGBi

beuregliche

(§ 111c I StPo)

lagnahme
in Gewahrsam
nehmen oder
siegeln oder
andere Art der
Kenntlich-
machung

1. Richter

2. GiV: StA

3. GiV: Hilfs-
beamte
der StA

Rechte
(§ 111c lll StPo)

Beschlagnahme
- Pfändung und

Aufforderung
zur
Drittschuldner-
erklärung
(§§ 82e bis 834,
840 l, 846 ff..
857 bis 859 ZPO)

1. Richter

2. GiV: StA

(§ 11id stPo)

dinglicher Arrest

§ 111d il SIPO
i.V.m. ZPO

1- Richter

2. GiV: StA

Sicherstellung von Vermögen
§§ 111b ff. stPo

Gegenstände
111b a, 111c I bis lV SIPO

unbewegliche

(§ 111c ll StPo)

Beschlagnahme
- Eintragung

eines
Vermerks im
Grundbuch

1. Richter

2. GiV: StA

richterliche Bestätigung
binnen einer Woehe

(§ 111e ll StPo)
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3.4. VerfahrensregelP ttzr

Gegenstinde und andere Vennögenworteile können
zur Einziehung und zum Verfall sichergesteilt rrerden,
wenn

a) entweder dringende Gründe flir die Annahme

vorhanden sin4 daß die Voraussetzungen für ihren
Verfall oder ihre Einziehung gemäß §§ 73 Abs. 1 S. 1,

74 Ab§. 1 SIGB vorliegen (§ 111b Abs. I StPO)

b) oder die Vermögenworteile nur deshalb gemäß §

73 Abs. 1 S. 2 StGB nicht dem Verfall unterliegen, weil
mit ihrer Hilfe ein Anspruch des durch die Tat Verletzten
garz oder teilweise erfüllt werden kann (§ l1lb Abs. 3

stPo).

Bosteht der Vermögensvorteil in einem bestimmten
Gegenstand, so wird die Sichersteilung durch Beschiag-
nahme bewirkt {§ lilb Abs. 2 SIPO). Die weiteren
Voraussetzungen sind:

1) Es besteht ein Anfangsverdacht gegen den Be-

schuldigten und das Ermittlungsverfahren ist eingeleitet.

2) Es liegen dringeade Gründe für den Verfall vor
(§§ lllb Abs. 1 StPO, 73 Abs. 1 StGB), was daniber
hinaus vedangt, daß sich der Anfangwerdacht erhärtet
und der Täter, Teilnehmer oder Dritte in geschätzter,

aber kalkulierbarer Höhe (§§ 73b, 73 Abs. 3 SIGB)

Vermögensvorteile für die Tat oder aus der Tat edangt
hat. Außerdem dürfen die Härtevorschriften des § 73c

Abs. 1 S. I,2 StGB nicht eingreifen: Die Sicherstellung
darf keine unbillige Härte flir den Betroflenen bedeuten,

der 1[ert des Erlangten muß auch zum Zeitpunkt der
Anordnung dem Betroffenen zur Verfiigung stehen und
das Erlangte muß r.on mehr als geringem Wert sein.

Soweit der Vermögensvorteil ietzt in anderer Form
vodiegt (Wertersatz, Surrogat), unterliegen diese

Ersatzgegensfände der Sicherstellung (Sparbücher, Gut-
haben auf Bankkonten, Grundstücke, Schmucl! Wertpa-
piere, Antiquifäten usw.; vergl. § 73 Abs. 2 SIGB).

3) Es besteht ein Bedürfiris danach, den

Vermögenworteil zum Verfall oder zur ErfliLliung von
Ansprüchen der Geschädigten sicherzustelien. Die
Rückgewinnungshilfe unterliegt einem ausdrücklichen
Sicherstellungsbedür{nis, das z.B. deshalb besteht, weil
die Geschädigten noch keine zivilrechtlichen
Maßnahmen ergriffen haben oder deren Erfolg vereitelt

[Fortsetzung auf Seite 23]

(12) Bei dem Text und den Textvorschlägen dieses Kapitels
handelt es sich um eine Überartreifung und Neufassung des

Kapitels "Rechtslage und Durchfütrung der 'Abschop

ing'u aus dem "Leitfaden zur Durchfühnmg der 'Geurian-

abschtipfung' ... " des Kollegen lfurald Zimbehl (ca. 1991).

Durchsuchung in Wirtschaftsstafsachen Dieter Kochheinr

Textvorschlag 1: Aktenvermerk zur Sicherstellung von
Verfallsobjekten (Polizei oder Staatsanwaltschaft)

Vermerk

zur Sicherstellung von Verfallsobjekten (Zurückgewin-
nungshilfe) nach §§ '111b StPO, 73 SIGB.

Gegen lBeschuldigter, Anschrift] wurde ein Ermittlungs-
verfahren eingeleitet, weil der Verdacht für folgende
Straftaten besteht: [konkrete Fassung der Tatvorwürfe]

Auf die Begründung zum Antrag auf Erlaß eines
Durchsuchungsbeschlusses wird Bezug genommen. Der
Anfangsverdacht wurde [durch die bisherigen Ermittlun-
gen - durch die Durchsuchung - durch folgende Tatsa-
chenl erhärtet: [konkrete Angabe der erhärtenden Tatsa-
chenl

Der Beschuldigte [oder der Teilnehmet, zu dessen
Gunsten die Straftaten begangen wurdenl hat durch die
rechtswidrigen Taten nach schätzungsweisen Ermittlun-
gen einen Vermögensvorteil von mindestens [Betrag]
erlangt.

Als Objekte, die dem Verfall unterliegen, kommen in
Betracht: [genaue Angaben über die Verfallsobjekte]

[Alternativen, Unzutreffendes streichen: ] I m wesentl ichen
sind die in der Beschlagnahmeanordnung aufgeführten
Gegenstände im Austausch gegen die erlangten
Vermögensvo*ei le an geschafft worden.

Soweit dem Obengenannten Grundstücke, Forderungen,
Wertsachen und / oder andere Gegenstände gehören,
sind sie zumindest im wesentlichen mit Mitteln ange-
schafftworden, die aus den Straftaten stammen.

Es besteht ein Bedürfnis danaeh, den Schadensersatz-
anspruch sichezustellen, weil anderenfalls durch Beisei-
teschaffen der Gegenstände die Durchsetzung der
Ansprüche vereitelt oder wesentlich erschwert werden
könnte.

Es bestehen dringende Gründe für die Annahme, daß
die VorausseEungen für den Verfall vorliegen (§§ 111b
Abs. 1 SIPO,73 Abs. 1 S. 1 StGB).

Deshalb waren die oben genannten Gegenstände [nach-
folgende Gegenständel durch Beschlagnahme sichezu-
stellen (§ 111b Abs. 2 StPO).

Andere ausreichende Sicherheiten sind dezeit nicht
vorhanden. Die richterliche Beschlagnahmeanordnung ist
zu beantragen.

Es hat Gefahr im Verzug bestanden. Dem Betroffenen
wurde die Einleitung des Strafuerfahrens erst zu Beginn
der Durchsuchung eröffnet. Bis zur Erlangung eines
richterlichen Beschlusses häüen die Verfallsobjekte be-
seitegeschafft und dadurch die richterliche Anordnung
vereitelt werden konnen. Daher war die sofottige Be-
schlagnahme erforderlich.

IU ntersch rift des Sachbearbeiters]
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Textvorschlag 2: Antrag auf Beschlagnahme von beweg-
llchen Sachen gemäß § 111b StPO iStaatsanwaitschaft)

Urschriftllch dem Amtsgericht [Ortj

I n dem Erm ittlu n gsverfahren gegen [Beschuldi gter, Perso-
nalienl wegen [allgemeinerVorururfi beantrage ich gemäß

§§ 111 Abs" 1, 111b Abs, 1, Abs. 2,111c SIPO,73 Abs. 1

S. 1, 73b StGB die Eeschlagnahme folgender Gegen-
stände: [genaue Bezeichnung der Beschlagnahme-
gegenständel

[Alternative:] der in dem [Depct, Schließfach] bei der

[Bank] befindlichen [Verrnögenswerte, Wertpapiere, Bar-
geld, Schmuckl im Wert von [Wertangabe], wobei dem
Betroffenen zu gestatten ist, die Maßnahme gegen

Sicherheitsleistung in Höhe des Wertbetrages abzuwen-
den.

Gründe

Der Beschuldigte ist dringend verdächtig, folgende Strafia-
ten begangen zu haben. [konkreteAngabe der Vorwürfe]

Es bestehen dringencle Gründe für die Annahme, daß die
genannten Vermögenswerie im wesentlichen mit Mittein
angeschafft worden sind, die aus Straftaten stammen.

Ohne die Beschlagnahmeanordnung ist zu befürchten,
daß bis zur Erlangung eines Vollstreckungstitels die
Befriedigung des Schadensersatzanspruches vereitelt
wird. Andere ausreichende Sicherheiten sind dezeit nicht
vorhanden.

lm übrigen wird auf den beigefügten Vermerk vom [Datum,
Textvorschlag 1 I verwiesen.

[U nterschrift des Staatsanwalts]

Textvorschlag 3: Beschlagnahmebeschluß über bewegli-
che Sachen (Gericht)

Amts gerlcht [Name, O rt, Datu m, Geschäftsn u m m er]

Beschluß

ln dem Ermittlungsverfahren gegen [Beschuldigter, Perso-
nalienl

1. werden folgende Vermögensgegenstände beschlag-
nahmt (§ 111b Abs.2, Abs. 3 StPO): [genaue Angabe der
Gegenstände wie in Textvorschlag 21.

2. Die Beschiagnahme kann durch Sicherheitsleistung in
Höhe von [Betrag] abgewendet werden (§ 111c Abs. 6
stPo).

Gründe:

Der Beschuldigte ist dringend verdächtig, folgende §traf-
taten begangen zu haben [genaue Bezeichnung der
Vorwürfe, weiterer Text wie Begründung in Textvorschiag
2l (§ 73 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 SIGB, §§ 111 Abs.2, Abs. 3,

111e Abs. 1 SIPO).

IUnterschrift des Richters]

Textvorschlag 4: Antrag auf Beschlagnahme einer Forde-
rung (Staatsanwaltschaft )

I n dem Ermittlun gsverfahren gegen fBeschuldigter, Perso-
nalienl wegen [allgemeiner Vorwurf] beantrage ich gemäß

§ 73 Abs. 1. Abs. 2 StGB, § 111b Abs. 2, Abs. 3 SIPO

1. die Beschlagnahme der zur Zeit bei der [Bank]für den

Beschuldigten [Name] bestehenden Bankguthaben bis zur
Höhe von [Betrag] anzuordnen,

2. die Beschlagnahme der Forderung des Beschuldigten

[Name] aus [Provisions- oder andere Ansprüche gegen

einen genau bezeichneten Schuldnerl anzuordnen (§ 111

Abs. 2, Abs. 3 StPO)"

Gründe:

Der Beschuldigte ist dringend verdächtig, folgende Straf-
taten begangen zu haben: [genaue Bezeichnung der
Vorwürfel.

Es bestehen dringende Gründe für die Annahme, daß ciie

genannien [Forderungen, Guthaben] im wesentlichen aus
Vermögensteilen stammen, die aui Straftaten
zurückzuführen sind.

Ohne die Beschlagnahmeanordnung steht zu befürchten,
daß schon vor einer rechtskräftigen Gerichtssentschei-
dung die Befriedigung der Schadensersatzansprüche
vereitelt wird. Andere ausreichende Sicherheiten sind
dezeit nicht vorhanden.

[Unterschrift des Staatsanwalts]

'extvorschlag 5: Beschlagnahmebeschluß über Forde-
rungen (Gericht):

Beschluß

ln dem Ermittlungsverfahren gegen [Beschuldigter, Perso-
nalienl

die Forderung des Beschuldigten gegen [genaue
Bezeichnung des Schuldners und der Forderungl be-

schlagnahmt.

[Alternative:]Die zur Zeit bei der [Bank] für den Beschuldi-
gen [Name] bestehenden Bankguthaben werden bis zu
einer Höhe von [Betrag] beschlagnahmt (§ 111b Abs. 2,
Abs. 3 SIPO).

Gründe.

Der Beschuldigte ist dringend verdächtig [genaue Be-
zeichnung der Vorwürfe].

Es liegen dringende Gründe für die Annahme vor, daß
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noch Textvorschlag 5:

die genannten [Forderungen, Guthaben] aus Straftaten
stammen.

Ohne die Beschlagnahmeanorcinung ist zu befürchten,
daß bereits vor einer rechtskräftigen Gerichtsentschei-

dung die Befriedigung der Schadenersatzansprüche yon

durch die Straftaten Geschädigten vereitelt wird. Andere
ausreichende Sicherheiten sind dezeit nicht vorhanden (§
73 Abs. 1, Abs. 2 SIGB, §§ 111b Abs. 2, Abs. 3, 111c
Abs" 3, 111e Abs. I StPOi.

IUnterschrift des Richters]

Textvorschlag 6: Niederschrift über die Beschlagnahme
beweglicher Sachen zur Sicherstellung des Verfalls bei

Gefahr im Verzu g ( Pol izei, Staatsanwaltschaft )

Niederschrift

I n dem Erm ittl u ngsverfah ren gegen [Besch u ldi gter, Perso-
nalienl wegen [allgemeine Vorwürfe] sind die nachste-
hend bezeichneten Gegenstäncie beschiagnahmt worden

[genaue Bezeichnung der Beschlagnahmegegenstände].

Die aufgeführten beweglichen Sachen wurden gemäß §§
111e Abs. 1,1111 Abs. 1, 11lc Abs. 1, 111b SIPO,73
SIGB sichergestellt, weil dringende Gründe für die Annah-
me bestehen, daß die Voraussetzungen für ihren Verfall
bestehen. Die Beschlagnahme erfolgte bei Gefahr im
Verzug, weil die Gefahr besteht, daß die
Vermögensgegenstände bereits vor einem richterlichen

Beschluß beiseite geschafft werden. Die Beschlagnahme
wurde von den Beamten der Kriminalpolizei [Name und
Dienstbezeichnungl angeordnet und vollzogen (§ 111e
Abs. 1 S.2 SIPO).

Dem Betroffenen wurde erklärt, daß ihm die Sachen
gegen die sofortige Hinterlegung des Wertes
zurückgegeben oder gegen Sicherheitsleistung zur
Benutzung überlassen werden können ( 111e Abs. 2 S. 3
stPo).

Dem Betroffenen wurde mitgeteilt, daß er beim Amtsge-
richt Antrag auf richterliche Entscheidung stellen kann (§
111e Abs. 2 S. 3 SIPO).

[Unterschriften des Kriminalbeamten, des Betroffenen und
des Zeugenl

Textvorsch lag 7 : Beschlagnahmeanord n ung gegen ei n e

Forderung bei Gefahr im Verzug {Staatsanwaltschaft)

Anordnuno

der Beschlagnahme einer Forderung zur Sicherstellung
des Verfalls gemäß §§ 111e Abs. '1, 111c Abs. 3 StPO,
73 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 bis 4 SIGB.

I n dem Erm ittlun gsverfahren gegen [Beschuldigter, Perse
nalienl wegen [allgemeiner Vorwurf] ordne ich die Be-

schlagnahme folgender Forderungen an: [genaue Be-
zeichnungen der Forderungen, Namen des Schuldners,
Anschrift usw.l.

Die Beschlagnahme erfolgt wegen Gefahr im Vezug, weil
die Gefahr besteht, daß die Vermögensgegenstände vor
dem Erlaß eines richterlichen Beschlusses beiseitege-
schafft werden.

[U ntersch rift des Staatsanwalts]

Textvorschlag 8: Pfändung einer Forderung bei Gefahr
in Verzug durch die Staatsanwaltschaft oder aufgrund
eihes Gerichtsbeschlusses (in beiden Fällen: Staatsan-
waltschaft)

Mit Postzustellungsurkunde [bei Anwälten: gegen Emp-
fangsbekenntnisl

[Anschrift des Schuidners]

Pfändunosverfüouno

ln dem Ermittlungsvedahren gegen [Beschuldigter, Perso-
nalienl hat [das Amtsgericht [Ort], die Staatsanwaltschaft

[Ort]l wegen Schadensersatäorderungen zur Sicherstel-
lung des Verfalls nach §§ 111b StPO, 73 SIGB die
Beschlagnahme von Forderungen angeordnet.

Wegen der Schadensersatzansprüche in der geschätäen
Höhe von [Betrag] wird die angebliche Forderung des

[Täters, Teilnehmers, begünstigten Dritten] gegen [Schuld-
ner, Personalien, genaue Bezeichnung der Forderung:

a) Auszahlung der Bausparsumme nach Zuteilung

b) Auszahlung der Sparbeiträge nach Einzahlung der
vollen Bausparsumme
c) Rückzahlung des Sparguthabens nach Kündigung
d) das Kündigungsrecht selbst und das Recht auf
Ancierung des Vertrages
e) Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises für...1
gepfändet.

Sie dürfen, soweit die Forderung gepfändet ist, an den
Schuldner nicht mehr zahlen. Der Schuldner dad insoweit
nicht über die Forderung verfügen, insbesondere sie nicht
von lhnen einziehen.

Sie werden hiermit gebeten, binnen zwei Wochen auf dem
beiliegenden Vordruck zu erklären,
1. ob und inwieweit Sie die gepfändete Forderung als
begründet anerkennen,
2. ob und welche Ansprüche andere Personen an die
gepfändete Forderung erheben,
3. ob und wegen welcher Ansprüche die gepfändete
Forderung bereits für andere Gläubiger gepfändet worden
ist.

IUnterschrift des Staatsanwalts]
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Textvorschlag 9: Vermerk über die Bekanntgabe der
Pfänd u n gsverfü gung ( Pol lzei, Staatsanwaltschaft)

Vermerk:

Die Pfändungsverfügung der Staatsanwaltschaft [Ort,
Datuml wurde dem Drittschuldner, verireten durch [ggf.
Rechtsanwait des Drittschuldnersl am [Datum] um [Uhr-
zeitl durch fi.lame des Polizeibeamteni vorweg mündlich
bekannt gegeben.

[Unterschrift des Kriminalbeamten]

Textvorschlag 10: Drittschuldnererklärung gemäß §
11'1c Abs. 3 S. 3 StPO {Anlagezu Textvorschlag 8)

[Absender - Drittschuldner, Ort, Datum]

[Anschrift - Staatsanwaltschaft , Geschäft szeichen]

Betr.: Pfändungsverfügung in der Verfallsache [Beschul-
digter und Vollstreckungsschuldnerl' vom fDatum der
Pfändungl

lch gebe hiermit gemäß §§ 111c Abs, 3 S. 3 der
Straf prozeßordnun g falgende Erkläru n g ab:

Zur Frage 1 der Pfändungsverfügung:
a) lch erkenne die gepfändete Forderung ohne
Einschränkung als begründet an und bin bereit, über den
Betrag von [Betrag] nur mit Zustimmung der Staatsan-
waltschaft [Ort]zu verfügen, Die Forderung ist fällig [am I
seit Datuml.
b) lch erkenne die Forderung nicht an, weil lausführliche
Begründungl.

Zur Frage 2 der Pfändungsverfügung:
Andere Personen erheben [keine / folgende] Ansprüche
an die gepfändete Forderung:

[Name, Anschrift des Drittschuldners; Rechtsgrund, z.B.
Abtretung; Höhe des Betrages; Bemerkungenl

Zur F rage 3 der Pfändungsverfügung:
Mir liegen folgende Pfändungen (einschließlich Vor-
pfändungen gemäß § 845 ZPO)vor:

[Name, Anschrift des Pfändungsgläubigers; Pfän-
dungsbeschluß des Gerlchts [Name, Ort] vom [Datum,
Geschäftszeichenl oder der Behörde [vcllständige Anga-
be wie bei "Gericht"l, mir zugestellt am [Datum] wegen

IBetrag].

IUntersehrift des Drittschuldners]

Durchsuchung in Wirtschaftsstafsachen

[Fortsetzung von Seite 2ü]

werden könnte (§ 111b Abs. I SIPO). Es handelt sich
insoweit um eine Ermessensentscheidung, weil «üe

Rückgewinnungshilfe eine'"Kannentscheidung" der
E rmittiungsbehorden i st.

4) Alrtenvermerk (Tertvorschlag Nr. 1): Der Sachbe-
arbeiter hat einen Aktenvermerk zu fertigen, der über die
Voraussetzungen nach Nr. 2) und 3) Auskunft gibt. Wird
die Maßnahme bei Gefahr im Yerzug getroffen, reicht es

aus, diesen Vermerk nachträglich zu fertigen.

5) Die Sicherstellung erfolgt durch die Beschlagnah-
me der Gegenstände (§§ 111b Abs. 2, 111c SIPO).

Die Anordnurg der Beschlagnahme erfolgt grund-
säklich durch einen richterlichen Beschluß (§ 111e Abs.
i SIPO). Nur bewegliche Gegensfände darf der Poiizei-
beamte bei Gefahr im -v-erzug aus eigener Kompetenz
anordnen (§ 111c Abs. I StPO; vergleiche auch
Textvorschläge Nr. 1, 2 und 3). Unbewegliche Gegen-
stzinde und Rechte dürfen hingegen nur vom Staatsanwalt
bei Gefahr im Verzug beschlagnahmt werden (§111c
Abs. 2, 3 SIPO; vergleiche zur Beschlagnahme von
Rechten auch die Textvorschläge Nr. 4 und 5).

6) Durchführung der Beschlagnahme: Bewegliche
Sacher werden von der Staatsanwaltschaft oder den
Hilfsbeamten wie Asservate beschlagrahmt (§§ 111f
Abs. 1, illc Abs. i SIPO). Sie werden in amtlichen
Gewahrsam genofirmen, gesiegelt oder auf andere Art
kenntlich gemacht. Der zusländige Beamte ordnet bei
Gefahr im Yerntg die Beschlagnahme an und führt sie

auch durch (§§ llle Abs. l, 1Ilf Ab§. I SIPO). Über die
Anordnung und Durchführung der Beschlagnahme is1

eine Niederschrift zu fertigen (Textvorschlag Nr. 6), die
von dem vollziehenden Polizeibeamlen und dem beigezo-
genen Zeugen unterschrieben wird. Eine richterliche
Bestätigung ist wegen der Beschlagnahme beweglicher
Sachen nicht erforderlich (§ l1le Abs. 2 5.2 SIPO), es

sei denn, sie wirdvon dem Betroffenen beantragt (§ llle
Abs.2S.3SIPO).

Bei unbeweglichen Sachen erfolgt die Beschlagnah-
me durch die Eintragung eines Vermerks in das Grund-
buch, in dem es eingetragen ist (§ 111c Abß. 2 StP0; die
Textvorschläge Nr. 2 und 3 könaen sinngemäß verwendet
werden). Erfclgt die Anordnung durch den Staatsanwalt
bei Gefahr im Verzug, so ist binnen einer Woche die
richterliche Bestätigung einzuholen (§ 1l le Abs. 2
stPo).

Forderungen sind Rechte und können bei Gefak im
Vemrg von der Slaatsanwaltschaft beschlagnahmt wer-
den {§§ lllf Abs. l, 111c Abs. 3 StPO: Textvorschlag
Nr. 7), wobei die Polizeibeamten zur Ausflihrung der
Beschlagnahme eingesetzt werden därfen. Die
Maßnahme erfordert zulächst eine mindung (Textvor-
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schlag Nr. 8), die Mitteilung. der Pftindung (Textvor-
schlag Nr. 9) und eine Aufforderung an den Schuldner
des Rechts auf "Drittschuldnererklärung" (§§ 829 bis
834, 840 Abs. 1, 846 tr, 857 bis 859 ?O (t3):

vergleiche auch Tertvorschlag Nr. 10). Erfolgt die
Anordnung durch den §taatsanwalt bei Gefahr im
Verzug, so ist ebenfalls binnea einer Woche die
richterliche Bestlitigung eiazuholen (§ 1lle Abs. 2 SIPO;

vergleiche auch Textvorschläge Nr. 11 und 12).

7) Andere Vermögensvorteile (w*ertersatz) werden
durch Anordnung eines dinglichen Arrests sichergestellt
(§ 111d Abs. 2 SIPO i.V.m. §§ 829 bis 834, 840 Abs. 1,

846 ff., 857 bis S59 ZPO). Auch insoweit ist der
Staatsanwalt zu einer Entscheidung bei Gefahr in Verzug
berechtigt, die binnen einer Woche richterlich bestitigt
werden muß (§ 111e Abs. 2 SIPO; die Textvorschläge
zur Beschlagnahme von Rechten gelten sinngemäß).

8) Beschlagnahmen und Arreste sind allen Tatverletz-
ten zrr Geltendmachung ihrer Rechte unveuüglich
mitzuteilen (§lile Abs. 3 SIPO; vtrgleiche Texlvor-
schlag Nr. 13). Wenn zu vermuten ist, daß rveiteren

Vedetzten aus der Tät Ansprüche erwachsen sind, so soll

die Beschlagrahme im Bundesanzeiger oder in anderer
geeigrreter Weise bekanntgegeben rverden (§ 111e Abs. 4

Strc).

9) Sichergestellte bewegliche Sachen, die bekannten
Tatverletzten zugerechnet werden können, sind diesen

herauszugeben (§ 111k S[PO). Im Ermittlungsverfahren
ist filr diese Entscheidungen a11ein die Staatsanwaltschaft

zuständig (14). Dem Betroffenen kann in diesem Zusam-
menhang die Sache gegen eine Sicherheitsleistung
zurückgegeben werden (§ 111c Abs" 6 StPO). Wird die
Beschlagnahme eines beweglichen Gegenslandes aufge-

hoben, so ist dieser grunds:itzlich an den letzten
Gewahrsamsi{habff herauszugeben. Dabei bleiben
Anspniche Dritter unbeachtet, die der letzte Gewahr-
samsinhaber nicht anerkennt oder über die noch keine
zivilgerichtliche Entscheidung getroffen worden ist (15).

Ist der Geschädigte bekannt, so sind Staatsanwaltschaft

und Gericht insoweit verpflichtet, dem letzten Gewahr-
samsinhaber eine Frist zur zivilrechtlichen Geltendma-
chung seiner Ansprtiche zu setzen (16), nach deren

(13) Leitsatz OLG Düsseldorf NStZ 92,2A3: Auch im Falle der

Beschlagnahme eines Kontos anm Zwecke der

Zurtickgewinnungshilfe kann die Sparkasse oder Bank als

Drittschuldner den Guthabenbetrag bei dem zusi2indigen

Amtsgericht hinteriegen, wenn mehrere Gläubiger des

strallälligen Schuldners in dessen Fordenrng auf Auszah-

lung des Guthabens vollstrecken.

(14) Hohendorf, NSIZ 86, 498.

(15) OLG Düsseldorf I.IS1Z 94, 202.

(I6) OLG StuttgartNstz 89, 39.

Durchsuchune in Wirtschaft sstafsachen Dieter Kochheim

fruchtlosen Ablauf die Sache an den Yerletzten herausge-
geben wird. § 111k SIPO ist sinngemäß auch auf solche
zweifelsfrei aus einer Straftat stammenden Gegenstände
anzuwenden, die in dem Ermiftlungwerfahren sicherge-
stellt worden sind, ohne daß es zu einer Verurteilurg
gekommen is1 (1?). Eine Ausaahme von der Pflicht zur
Herausgabe an den letzten Gevlahrsamsinhaber besteht
lediglich dann, wenn sich ein Yerletzter nicht ermitteln
läßt und zweifelsfrei feststeht, dalj der Gegenstand
unrechtmäßig in die Hände des letzten Gewahrsamsinha-

bers gelangt ist. Für diese Annahme ist es ausreichend,
daß Gststeht, daß der Beschuldigte durch irgendeine und
sei es auch unbekannte Strafiät ihren Besitz erlangte (18) 

.

(17) KG JR 88. 3e0.

( 18) LG Berlin StrVert .94, 179 .

Textvorschlag 11: Ersuchen um Bestätigung einer
Beschlagnahmeanordnung wegen Gefahr im Vezug
gemäß § 111e Abs. 2 S. 1 SIPO (Staatsanwaltschaft)

Urschrift lich dem Amtsgericht [Ort]

ln dem Ermittlungsverfahren gegen [Beschuldigter, Per-
sonalienl wegen [allgemeiner Vonrurfl

hat die Staatsanwaltschaft [Ort] am [Datum] die aus der
beigefügten Anordnung ersichtlichen Forderungen be-
schlagnahmt (vergleiche Aktenvermerk vom [Datum]
über die Sicherstellung von Verfallsobjekten nach §§
111b SIPO, 73 SIGB). Hiermit beantrage ich gemäß §§
111e Abs. 1, Abs. 2 S. 1, 111c Abs. 3 SIPO die
richterliche Bestätigung meiner Anordnung.

Wegen der Einzelheiten nehme ich Bezug auf den
Aktenvermerk vom [Datum, Blattzahl der Aktenstel le]

[Unterschrift des Staatsanwalts]

Textvorschlag 12: Richterliche Bestätigung der Be-
schlagnahme einer Forderung wegen Gefahr im Vezug
gemäß § 111e Abs. 2 S. 1 SIPO {Gericht}

Beschluß

ln dem Ermittlungsverfahren

gegen IBeschuldigter, Personalien] wegen des Ver-
dachts [allgemeiner Vorwurf] wird die Anordnung der
Staatsanwaltschaft [Ort] vom [Datum] auf Beschlagnah-
me von Forderungen zur Sicherstellung des Verfalls
betreffend die Forderung des Beschuldigten IName]
gegen [Schuldner nebst Anschrift]auf fBetrag] gemäß §§
1 1 1e Abs. 2, Abs. 3, 1 1 1b Abs. 1, Abs. 3 StPO, 73 SIGB
bestätigt.

Gründe

Die Beschlagnahme war nach den oben genannten
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noch Textvorschlag 12:

Vorschriften zu bestatigen. Nach vorläufiger, nur
überschlägiger Berechnung muß davon ausgegangen
werden, daß der Beschuldigte Vermögensvorteile in Höhe
von mindestens [Betrag] erlangt hat.

Es liegen dringende Gründe für die Annahme vor, daß
der Beschuldigte die Vermögensvorteiie nur hat erlangen
konnen, weii er ciie ihm vorgeworfenen rechtswidrigen
Taten begangen hat. Ohne die Beschlagnahmeanord-
nung ist zu befürchten gewesen, daß bereits vor einer

rechtskräftlgen Gerichtsentscheidung die Durchsetzung
der Schadensersatzansprüche der Verletäen vereitelt
worden wäre. Andere ausreichende Sicherheiten sind
derzeit nicht vorhanden. Auf die Streitfrage, ob wegen der
dem Beschuldigten vorgeworfenen Straftaten der Verfall
von Vermögenswerten im Endergebnis angeordnet wer-
den kann, kommt es nicht an. Es ist gerade der Sinn des

§ 111b Abs. 3 StPO, daß die Stratuerfolgungsbehörden
die erforderlichen Hilfen zur Durchsetzung der Ansprüche
der Verletzten leisten sollen.

IUnterschrift des Richters]

Textvorschlag 13: Mitteilungvon der Beschlagnahme an
den bekannten Tatverletäen gemäß § 111e Abs. 3 SIPO

{Staatsanwaltschaft)

[Anschrift des Verletäen]

ln dem Ermittlungsverfahren gegen [Name des Beschul-
digrtenl wegen [allgemeiner Vorwurf] sind folgende Ge-
genstände beschlagnahmt worden: [genaue Angabe der
beschlagnahmten Gegenständel.

Diese Mitteilung erfolgt, um lhnen die Möglichkeit zu
eröffnen, als Tatverletzter lhre Rechte geltend machen zu
können.

Der unter Nr. [Nr.]genannte Gegenstand ([Bezeichnung]]
werde ich lhnen herausgeben, weil lhnen der rechtmäßige
Gewahrsam durch die Straftat entzogen worden ist,
sobald die Sache für Zwecke des Stratuerfahrens nicht
mehr benötigt wird.

[U ntersch rift des Staatsanwalts]

Die Textvorschläge zur Rückgewinnungshilfe dürfen
unbeschränkt benutzt und an die Bedürfnisse des Einzel-
falls angepaßt werden.

Die Erläuterungstexte und Schaubilder stammen vom
Autor und dürfen nur unter Angabe der Quelle weiterver-
wendet werden. Dieter Koch hei m, Arbeitspapier "Du rchsu-
chung in Wirtschaftsstrafsachen", 1 996.

Hannover, 25.05.1 996
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